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Lebensraum oder Spekulationsobjekt, 
das ist hier die Frage: Seit Jahren wird 
über das »Recht auf Stadt« gespro-
chen. Mit dem geplanten Gesetz für 

eine Mietpreisbremse hat Bundesjustizminister 
Heiko Maas (SPD) auf einen offensichtlichen 
Missstand reagiert, beseitigt wird er dadurch aber 
wohl nicht. Knapp ein Viertel des Einkommens 
geht für die Miete drauf – das ist laut Handels-
blatt Durchschnitt in München (23,7 Prozent) und 
Berlin (22,9 Prozent). Für Haushalte der unteren 
Einkommensgruppen wäre das noch vergleichs-
weise komfortabel, doch sie müssen meist einen 
viel höheren Anteil dafür verwenden. Vor allem 
Alleinlebende, denn kleinere Mietwohnungen 
sind im Verhältnis wesentlich teurer. Nach An-
gaben des Portals wohnungsboerse.net wurden 
30-Quadratmeter-Appartements in München En-
de 2014 im Durchschnitt zu einem Quadratmeter-
preis von 20,73 Euro angeboten. Bei Wohnungen 
in der Größe von 100 Quadratmetern waren es 

14,22 Euro. Für viele Berlinerinnen und Berliner 
wäre das unbezahlbar. In der Bundeshauptstadt 
liegen die Mietpreise noch deutlich unter dem Ni-
veau der Bayernmetropole – weil dies aber auch 
auf Löhne und Gehälter zutrifft, frisst die Miete 
hier fast denselben Anteil. Im Mittelwert knapp 
ein Viertel, bei niedrigen Einkommen wesentlich 
mehr. Im Durchschnitt war der Teich nur 50 Zen-
timeter tief, und trotzdem ist die Kuh ertrunken, 
sagt dazu ein Sprichwort vom Lande.

Die Mietpreisbremse sollte in Ballungsge-
bieten die Verdrängung von ärmeren Mietern 
verhindern. Die versprochene Bremswirkung 
muss aber bei allen bisher geplanten Ausnahmen 
ernsthaft angezweifelt werden. Die Oppositi-
onspolitikerin Caren Lay (Die Linke) gehört zu 
den schärfsten Kritikerinnen und Kritiker des 
Gesetzentwurfs (Gastbeitrag Seite 2). Unklar ist 
aber auch, wo das stumpfe Instrument überhaupt 
zum Einsatz kommt – denn der Bund überlässt 
es den Landesregierungen, in welchen Ballungs-

gebieten die Grenze von zehn Prozent über der 
ortsüblichen Vergleichsmiete gelten soll. Der 
Deutsche Mieterbund befürchtet hier nicht nur 
von der bayerischen CSU-Staatsregierung einen 
Widerwillen zur Umsetzung, sondern verweist 
auch auf unschöne Erfahrungen aus dem »grün-
rot« regierten Baden-Württemberg.

Vielleicht bräuchte es bundesweit mehr Druck 
von der Straße. Doch Mieterinnen und Mieter 
seien als heterogene Gruppe schwer zu mobili-
sieren, sagt der Direktor des Deutschen Mieter-
bunds, Lukas Siebenkotten (Interview Seite 3). 
Ob Haus- und Bauwagenplatzbesetzer tatsächlich 
radikaler sind oder nach einer erkämpften Lega-
lisierung auch gern in ihren Nischen bleiben, hat 
der Politikwissenschaftler Armin Kuhn unter-
sucht. (Buchbesprechung und Interview Seiten 
4 und 5). Hier stellt sich auch die Frage, warum 
linke Initiativen gegen Mietsteigerungen und die 
Verdrängung ärmerer Schichten aus der Innen-
stadt nur einen Bruchteil der Betroffenen errei-

chen. Vielleicht sprechen sie zu selbstverständ-
lich von »Gentrifizierung«, womit nur ein Teil 
der Zielgruppe etwas anfangen kann. Wie weit 
der so umschriebene Verdrängungsprozess in der 
teuersten deutschen Großstadt fortgeschritten ist, 
beschreibt der Münchner jW-Autor Reinhard Jel-
len (Seite 7).

Doch der städtische Lebensraum wird nicht 
nur von Mietspekulanten und den Anreizen für 
die Ansiedlung von Unternehmen maßgeblich 
geprägt, sondern auch von teils rückständigen 
Verkehrskonzepten. Sie wirken wie ein Liebes-
gruß an die Automobilindustrie, verschlechtern 
die Lebensqualität in der Stadt aber erheblich. 
Der Berliner Senat scheint in der Zeit stecken-
geblieben zu sein, als der Anstieg des Individu-
alverkehrs noch als Fortschritt galt – anders ist 
der Ausbau der Stadtautobahn A 100 auf den 
ersten Blick jedenfalls nicht zu erklären (Seite 8). 
Zahlreiche Berlinerinnen und Berliner verlieren 
dadurch ihr gewachsenes Wohnumfeld.

Lebensraum als Ware
Wem gehört die Stadt? Was bewirken die Ausnahmen bei der Mietpreisbremse? Lassen sich Hausbesetzer 
durch Legalisierung in Nischen verbannen? Eine Bestandsaufnahme. Von Claudia Wangerin

CHRISTIAN-DITSCH.DE
Die Mieterinitiative  »Kotti & Co.« hat in Berlin-Kreuzberg am Kottbusser Tor zum Protest gegen 
die Mietexplosion nicht nur die »üblichen Verdächtigen« auf die Straße gebracht (hier eine 
Demonstration im August 2012)
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Mit der Blockade gegen Kuba 
hat sich Washington weiter 
als je zuvor von der Völ-

kergemeinschaft isoliert. Einzig Israel 
unterstützte in der UN-Generalver-
sammlung am Dienstag noch die US-
Politik gegen die sozialistische Kari-
bikinsel, 188 Staaten verurteilten sie, 
und selbst die drei ökonomisch von 
den USA abhängigen Pazifikstaaten 
Mikronesien, Marshallinseln und Pa-
lau trauten sich eine Enthaltung zu (jW 
berichtete).

Neben diesem Rekordergebnis 
zeigte vor allem die Schärfe der Re-
debeiträge, daß die Mehrheit der UN-
Mitgliedsstaaten nicht bereit ist, das 
Verhalten der USA länger zu tolerie-
ren. »Die USA stellen sich über die 
Völker der Welt«, stellte Boliviens 
UN-Botschafter Sacha Llorenty fest. 
Im Namen des Wirtschaftsbündnisses 
Mercosur kritisierte Venezuelas Ver-
treter Samuel Moncada die »flagrante 
Verletzung der UN-Charta durch die 
USA«. Eine deutliche Warnung sprach 
Chinas ständiger UN-Repräsentant, 
Wang Min, aus. Die exterritoriale Aus-
weitung der US-Blockade gegen Kuba 
auf Drittländer verletze »die Interessen 
und die Souveränität« dieser Staaten, 
erklärte der Diplomat und versicherte, 
daß China dies nicht hinnehme.

In Deutschland forderte die entwick-
lungspolitische Sprecherin der Frakti-
on Die Linke, Heike Hänsel,  am Mitt-
woch die Europäische Kommission, 
den EU-Ministerrat und die Bundesre-
gierung auf, den Online-Bezahldienst 
PayPal mit Sanktionen zu belegen. 
Grundlage dafür seien die Bestimmun-
gen der »EU Blocking Regulation«, mit 
der eine Ausdehnung der US-Blockade 
gegen Kuba auf Europa verhindert 
werden soll. PayPal, die europäische 
Tochter eines US-Unternehmens, hat-
te wiederholt Guthaben von Nutzern 
in Deutschland eingefroren, um diese 
zum Abbruch ihrer Geschäftsbeziehun-
gen mit Kuba zu zwingen.

In den bundesdeutschen Konzern-
medien fand das Votum in New York 
bestenfalls in den Meldungsspal-
ten Platz. In den Nachbarländern zi-
tierten dagegen der Tages-Anzeiger 
(Schweiz), der Standard (Österreich) 
und andere Blätter sogar den kubani-
schen Außenminister Bruno Rodríguez 
mit dem Satz: »Die USA sind mit ih-
rer Politik gegen Kuba völlig isoliert, 
es fehlt jede ethische oder rechtliche 
Grundlage.« Die spanischen Tageszei-
tungen El País und El Mundo, die Äu-
ßerungen kubanischer Systemgegner 
regelmäßig auf der Titelseite bringen, 
fanden hingegen auch nur wenig Platz 

für die Entscheidung in New York. »Es 
scheint UN-Resolutionen erster und 
zweiter Klasse zu geben«, spöttelte 
ein Leser der Onlinezeitung Público. 
Im Gegensatz zu den Konzernblättern 
hatte das linksliberale Portal bereits 
am Dienstag ausführlich berichtet und 
in wenigen Stunden 77 Leserkommen-
tare erhalten. Umfangreiche Informa-
tionen boten auch das Internetportal 
des Moskauer Fernsehsenders Russia 
Today (RT) und der iranische Kanal 
HispanTV sowie die chinesische Nach-
richtenagentur Xinhua. Diese hob her-
vor, daß die Pekinger Regierung nicht 
nur in den Vereinten Nationen, sondern 
auch direkt gegenüber den USA auf 
eine Beendigung der Blockade dränge.

Die Medien der USA übernahmen 
teilweise eine kurze Agenturmeldung 
oder verschwiegen das Thema ganz. 
Lediglich die Washington Post veröf-
fentlichte einen längeren Artikel, zu 
dem auch eigene Korrespondentinnen 
aus Havanna und vom UN-Sitz in New 
York beitrugen. So erfuhren die Post-
Leser, daß alle Debattenbeiträge der 
UN-Generalversammlung, einschließ-
lich der Stellungnahme des US-Vertre-
ters Ronald D. Godard, live und in vol-
ler Länge im kubanischen Fernsehen 
übertragen worden waren. 

Die Medien der Insel äußerten sich 
zufrieden über das weiter gestärkte 
Votum der Weltgemeinschaft gegen 
die US-Blockade. In der Tageszeitung 
Granma wies ein Kommentator aller-
dings auch kritisch darauf hin, daß eine 
Reform der Vereinten Nationen drin-
gend notwendig sei, damit »Beschlüsse 
wie diese verbindlich werden und das 
Land, das die Blockade aufrecht erhält, 
dazu verpflichten, sie zu beenden, wie 
es die Mehrheit der Welt fordert«.

Flüchtlinge in der  
Sahara verdurstet
BAMAKO. 87 Migranten, die 
auf dem Weg nach Europa die 
Sahara durchqueren wollten, 
sind tot im Norden Nigers ent-
deckt worden. Das Fahrzeug, 
in dem sie saßen, sei nahe der 
Grenze zu Algerien liegenge-
blieben, und die Menschen – 
zumeist Frauen und Kinder – 
seien anschließend verdurstet, 
berichteten Rettungskräfte am 
Donnerstag. Die nigrischen 
Streitkräfte bestätigten die 
Zahl der Toten und ergänzten, 
daß darunter 32 Frauen und 
48 Kinder seien. Bereits Ende 
September hätten die Menschen 
die 150 Kilometer südlich der 
Grenze gelegene Stadt Arlit per 
Lastwagen verlassen. 
 (dpa/jW) 

Pakistan: weiter  
US-Drohnenan-
griffe
ISLAMABAD. Trotz der Prote-
ste des pakistanischen Premier-
ministers Nawaz Sharif setzen 
die USA ihre Drohnenangriffe 
im Grenzgebiet zu Afghanistan 
fort. Bei Raketenbeschuß im 
Stammesgebiet Nord-Waziri-
stan seien am Donnerstag drei 
mutmaßliche Extremisten getö-
tet worden, hieß es aus Sicher-
heitskreisen. Das Außenmini-
sterium in Islamabad verurteilte 
den Vorfall als »Verletzung von 
Pakistans Souveränität«. Sharif 
hatte vergangene Woche bei 
einem Treffen mit US-Präsident 
Barack Obama in Washington 
ein Ende der Drohneneinsätze 
gefordert. 
 (dpa/jW) 

Türkei: Mit Kopf-
tuch im Parlament
ISTANBUL. Mit dem demon-
strativen Tragen eines Kopf-
tuchs im Parlament in Ankara 
haben vier weibliche Abge-
ordnete einen Tabubruch in 
der Türkei begangen. Alle vier 
Parlamentarierinnen gehörten 
der islamisch-konservativen 
Regierungspartei AKP an, wie 
türkische Medien berichteten. 
Zuletzt war 1999 die Abge-
ordnete Merve Kavakci mit 
Kopftuch im Parlament in An-
kara erschienen. Sie hatte einen 
Eklat ausgelöst. Ihr wurden die 
Staatsangehörigkeit und ihr 
Parlamentssitz aberkannt.

Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan hatte Ende 
vergangenen Monats das Kopf-
tuchverbot im öffentlichen 
Dienst außer in der Justiz und 
bei den Sicherheitskräften ge-
kippt.
 (dpa/jW) 

Kooperationsver-
trag Rußland–Ni-
caragua 
MANAGUA. Rußland und Ni-
caragua haben am Mittwoch 
ein militärisches Kooperati-
onsabkommen geschlossen. 
Die Streitkräfte beider Länder 
würden sich künftig regelmäßig 
über Fragen der internationalen 
Sicherheit austauschen, sagte 
der Vorsitzende des russischen 

Bei einem US-amerikanischen 
Drohnenangriff in Nordwest-
pakistan sind in der Nacht zum 

Donnerstag mindestens drei Men-
schen getötet und ebenso viele verletzt 
worden. Schauplatz der Operation, bei 
der zwei Raketen auf ein Gebäude 
abgeschossen wurden, war ein Dorf 
nahe Miranshah, der Hauptstadt des 
Bezirks Nordwasiristan. Anonyme 
Quellen in den pakistanischen Sicher-
heitskräften behaupteten der Routine 
entsprechend, daß es sich bei den Op-
fern ausschließlich um mutmaßliche 
»Militante«, also bewaffnete Kämp-
fer, gehandelt habe, ohne sie irgendei-
ner Gruppierung zuzuordnen.

Pakistans Regierungschef Nawaz 
Sharif war am vorigen Mittwoch von 
Barack Obama im Weißen Haus emp-
fangen worden. Nach eigenen Angaben 
hatte er bei dieser Gelegenheit den US-
Präsidenten aufgefordert, die Droh-
neneinsätze gegen Ziele in Pakistan 
einzustellen, da sie die Souveränität 
seines Landes verletzten und politisch 
kontraproduktiv seien. Obama hatte 

das heikle Thema bei der anschließen-
den gemeinsamen Pressekonferenz 
nur kurz mit leeren Phrasen gestreift. 
Der gestrige Angriff, es war der 24. 
in diesem Jahr, stellt seine praktische 
Antwort auf Sharifs Appell dar. Das 
scheint die Kritik der oppositionellen 
PTI zu bestätigen, daß der Premier die 
pakistanische Position allzu beschei-
den und unterwürfig vorgetragen habe. 
Ganz sicher nicht hilfreich war eine am 
Mittwoch veröffentlichte Statistik des 
pakistanischen Verteidigungsministe-
riums, die mit überraschenden, völlig 
neuen Zahlen aufwartete. Danach sol-
len bei sämtlichen Drohnenangriffen 
der vergangenen fünf Jahre »nur« 67 
Zivilisten getötet worden sein. Gegen-
über UN-Vertretern hatte die pakista-
nische Regierung im März die Zahl 
der seit Beginn der Angriffe im Jahr 
2004 getöteten Zivilpersonen mit min-
destens 400, möglicherweise bis zu 
600 angegeben. Rund 85 Prozent aller 
bewaffneten Drohneneinsätze gegen 
Pakistan fanden in der Amtszeit von 
Obama statt.

Die Angaben gegenüber der UNO 
stellten die erste derartige Auskunft 
einer pakistanischen Regierung zum 
Gesamtumfang der Angriffe und ihrer 
Folgen dar. Was die jetzt erfolgte »Kor-
rektur« nach unten durch das Vertei-
digungsministerium – und damit vor 
allem durch das in Pakistan sehr ein-
flußreiche Oberkommando der Streit-
kräfte – veranlaßt hat, kann nur vermu-
tet werden. Das Ministerium folgte jetzt 
sogar der unglaubwürdigen Behaup-
tung der US-Regierung, im laufenden 
Jahr ebenso wie im vorigen sei nicht 
eine einzige Zivilperson durch Drohnen 
getötet worden. Wenn das wahr wäre, 
würde die damals 67jährige Momina 
Bibi noch leben, die am 24. Oktober 
2012 bei der Gartenarbeit in einem Dorf 
Nordwasiristans von der Rakete eines 
unbemannten Flugkörpers zerfetzt 
wurde. Ihr Sohn Rafiq Rahman, ein 
Grundschullehrer, war zusammen mit 
seiner neunjährigen Tochter Nabila und 
seinem 13jährigen Sohn Zubair in den 
vergangenen Tagen auf Einladung des 
demokratischen Kongreßabgeordneten 

Alan Grayson in den USA, um über den 
Tod seiner Mutter zu berichten.

Neben zahlreichen Interviews tra-
ten die drei Paschtunen am Dienstag 
auch bei einem sogenannten »Brie-
fing« des Kongresses auf, das formal 
unterhalb eines offiziellen »Hearings« 
rangiert. Außer Grayson mochten sich 
nur noch vier andere Kongreßmit-
glieder, auch sie alle Abgeordnete der 
Demokratischen Partei, die Mühe und 
Qual antun, sich über die Folgen der 
Drohnenangriffe aus erster Hand zu 
informieren. Sie hörten, wie die Furcht 
vor den furchtbaren Raketen der Flug-
körper, von denen oft mehrere viele 
Stunden lang über den Dörfern kreisen, 
das Leben der Bevölkerung bestimmt 
und vergiftet. Obama, der sich erst 
kürzlich mit dem Empfang des 16jäh-
rigen Taliban-Opfers Malala Yousafzai 
schmückte, ignorierte die Gelegenheit, 
die neunjährige Nabila Rahman eben-
falls ins Weiße Haus einzuladen. Sie 
hatte bei dem Angriff nicht nur ihre 
Großmutter verloren, sondern war auch 
selbst erheblich durch Splitter verletzt 

Obama setzt auf Drohnen
Pakistanisches Verteidigungsministerium »korrigiert« Opferzahlen nach unten. Von Knut Mellenthin

Zwischen Sudan und Südsudan 
gibt es neue Spannungen. In 
der von beiden nordostafrikani-

schen Nachbarländern beanspruchten 
Grenzregion Abyei fand nun ein Refe-
rendum um die staatliche Zugehörig-
keit des erdölreichen Gebietes statt. Seit 
der Abspaltung von Südsudan im Juli 
2011 konnte keine Einigung darüber 
erzielt werden, zu welchem der beiden 
Staaten die Region gehören soll. Nicht 
einmal darauf, wer berechtigt ist, über 
diese Frage abzustimmen, konnten sich 
die Regierungen in Khartum und Juba 
verständigen. Nun will die Bevölke-
rung vor Ort offenbar Fakten schaffen. 
99,89 Prozent der Einwohner der Regi-
on stimmten Angaben der inoffiziellen 
Wahlorganisatoren vom gestrigen Don-
nerstag für den Anschluß an Südsudan. 
Das berichtete die Sudan Tribune.

Bisher war ein Referendum vor 
allem an der Frage gescheitert, wer 
zur Teilnahme berechtigt sei. Neben 
der in der Region großen Bevölke-
rungsgruppe der Ngok Dinka, deren 
Loyalität Richtung Südsudan geht, 
wohnen hier zumindest zeitweise 
Angehörige der Misseriya. Diese no-
madisch lebende Gruppe hat in der 
Vergangenheit häufig an der Seite 
Khartums in Konflikte eingegriffen. 
Während Khartum der Ansicht ist, 
daß die Misseriya über den Status 
von Abyei mitentscheiden sollen, will 
die Regierung von Südsudan genau 
dies verhindern. Ursprünglich war ei-
ne Abstimmung über den Status von 
Abyei bereits für Januar 2011 geplant, 
zeitgleich mit dem Unabhängigkeits-
referendum im Südsudan. Letzteres 
hatte zur Abspaltung des Südens im 
Juli 2011 geführt. Seither wird über 
die weitere Vorgangsweise verhan-
delt. Im vergangenen Jahr empfahl 
Südafrikas ehemaliger Präsident Tha-
bo Mbeki als Vermittler der Afrika-
nischen Union ein Referendum unter 
Ausschluß der Misseriya. Doch auch 
dies brachte keine neue Bewegung. 
Vor einigen Wochen hatten Vertreter 
der Ngok Dinka schließlich die Befra-
gung für Ende Oktober angekündigt.

Nun wurde seit vergangenem Sonn-
tag in Abyei abgestimmt. Die genauen 
Umstände und Termine sind aufgrund 
des inoffiziellen Charakters des Refe-
rendums unklar. Am Montag bereits 
hatte die Nachrichtenagentur Reuters 

berichtet, daß schon »Zehntausende« 
Einwohner abgestimmt hätten. Die 
Regierungen beider Länder haben sich 
derweil von dem Referendum distan-
ziert. Beobachter vermuten jedoch, 
daß Südsudan finanzielle und logisti-
sche Unterstützung gewährte. Auch 
die Afrikanische Union (AU) und die 
Vereinten Nationen (UNO) lehnen die 
Initiative der Bevölkerung Abyeis ab. 
In jedem Fall kommt diese den Inter-
essen Jubas entgegen. Allgemein wur-
de bereits im Vorfeld eine Mehrheit 
für die Zugehörigkeit zum Süden er-
wartet. Und selbst wenn das Ergebnis 
von den entscheidenden Institutionen 
offiziell nicht zur Kenntnis genom-
men werden sollte, dürfte es dennoch 
die Position Jubas in dem Grenzstreit 
stärken.

Allerdings könnte die Abstimmung 
auch den schwelenden Konflikt zwi-
schen den beiden Nachbarländern er-
neut eskalieren lassen. Während der 

vergangenen Tage verschärfte sich 
bereits der Ton in der Auseinander-
setzung. Die dem Südsudan naheste-
hende Sudan Tribune zitierte am Mitt-
woch den Sprecher des sudanesischen 
Parlaments, Ahmed Ibrahim Al-Tahir, 
das Referendum als »Rebellion« be-
zeichnete. Al-Tahir verglich die Ab-
stimmung mit den bewaffneten Auf-
ständen in den Provinzen Südkordofan 
und Blauer Nil, gegen die Khartum 
immer wieder militärisch vorgeht. 
Auch von Seiten der Misseriya gab 
es Medienberichten zufolge bereits 
Ankündigungen, Abyei nötigenfalls 
»verteidigen« zu wollen. Diplomati-
schere Worte fand indes Sudans Prä-
sident Omar Al-Baschir, der laut BBC 
Anfang der Woche versicherte, er und 
sein südsudanesischer Amtskollege 
Salva Kiir würden sich weiterhin um 
eine Lösung des Konflikts bemühen, 
die den Wünschen der lokalen Ge-
meinschaften entspricht.

Abstimmung als Rebellion
Sudan und Südsudan: Bewohner der Grenzregion Abyei halten Referendum über staatliche 

Mit südsudanesischen Flaggen bekunden Frauen in Abyei, der Hauptstadt der gleichnamigen Grenzregion zwi-
schen  Sudan und Südsudan, ihre Haltung beim Referendum

Teure Freiheit
Al-Qaida-Arm in Niger läßt vier Areva-Mitarbeiter frei. Lösegeldzahlung stärkt 
Islamisten und schafft Vorwand zur Repression. Von Jörg Tiedjen

Auf den ersten Blick ist es eine 
lang ersehnte Nachricht: Die 
vier Mitarbeiter der französi-

schen Konzerne Areva und Vinci, die 
seit Herbst 2010 von der radikalisla-
mistischen »Al-Qaida im islamischen 
Maghreb« (AQMI) gefangengehalten 
wurden, sind seit Dienstag frei. Die 
Franzosen Daniel Larribe, Marc Fé-
ret, Pierre Legrand und Thierry Dole 
waren am frühen Morgen des 16. Sep-
tember 2010 zusammen mit Larribes 
Frau Françoise sowie zwei weiteren 
Leidensgenossen in Arlit im Nordwe-
sten Nigers entführt worden. Letztere 
drei kamen bereits im Februar 2011 
frei. In Arlit befindet sich eine von 
Areva unterhaltene Uranmine, Vinci 
agiert dort als Anlagenbauer.

Für die Freilassung der Geiseln hat-
te AQMI einen Gefangenenaustausch, 
die Rücknahme des Kopftuchverbots 
in Frankreich sowie 90 Millionen Eu-
ro Lösegeld verlangt. Die jetzige Er-
folgsnachricht traf deswegen nicht auf 
ungeteilte Freude. Zwar beeilten sich 
offizielle Stellen, das Ende des Gei-
seldramas als reinen Verhandlungser-
folg darzustellen, und stritten ab, daß 
man die Forderungen der Entführer 
erfüllt habe. Da es aber keinen Ge-
fangenenaustausch gab und auch das 
Schleierverbot bestehen bleibt, liegt es 

nahe, daß sehr wohl Lösegeld gezahlt 
wurde. Die französische Tageszeitung 
Le Monde berichtete am Mittwoch, 
daß die Entführer »über 20 Millionen 
Euro« erhalten hätten. Der Radiosen-
der RFI bestätigte dies unter Berufung 
auf eine Quelle, die dem nigrischen 
Verhandlungsführer »sehr, sehr nahe« 
stehe. Das Geld habe der französische 
Geheimdienst DGST im Austausch 
gegen die GPS-Koordinaten der Gei-
seln in der Wüste deponiert.

Schlechte Erinnerungen werden 
wach, hatten doch mehrere europä-
ische Regierungen, darunter die deut-
sche, AQMI in den vergangenen zehn 
Jahren immer wieder Millionen-Lö-
segelder zukommen lassen. Es dürf-
ten nicht zuletzt diese Mittel gewesen 
sein, die den Islamisten 2012 zu ei-
nem ihrer größten Erfolge verhalfen. 
Im Anschluß an die Revolte der Tua-
reg-Separatisten der »Nationalbewe-
gung für die Befreiung von Azawad« 
( MNLA) übernahmen sie gemeinsam 
mit anderen Dschihadisten-Gruppen 
die Kontrolle über den Norden des 
Nachbarlands Mali. Die Lage ist 
dort – wie im Niger – nach wie vor an-
gespannt. Areva weigert sich derweil 
weiter hartnäckig, den Forderungen 
der Bevölkerung im Niger entgegen-
zukommen, die Schutz vor den kata-

strophalen Auswirkungen des Uran-
bergbaus und eine Beteiligung an den 
Gewinnen verlangt. Der Konflikt wird 
so weiter angeheizt. Das Geiseldrama 
diente dem Atomkonzern dennoch als 
Anlaß, unter Hinweis auf die Bedro-
hung durch AQMI die Eröffnung einer 
weiteren Mine bei Imouraren hinaus-
zuzögern. Areva dürfte das aufgrund 
des Kollaps auf dem Uranmarkt nach 
der Reaktorkatastrophe von Fukushi-
ma recht gewesen sein. Dem Niger 
jedoch entgingen Einnahmen, mit de-
nen das verarmte Land fest gerechnet 
hatte.

Die Verträge sollen nun neu ver-
handelt werden. Bürgerrechtler de-
monstrieren seit Wochen, um den 
nigrischen Präsidenten Mahamadou 
Issoufou zu drängen, sich gegenüber 
dem Konzern unnachgiebig zu zeigen. 
Im vergangenen Winter war bekannt 
geworden, daß Areva ihm als »Ent-
schädigung« für Imouraren ein neues 
Flugzeug schenken wollte. Wenn in 
dieser Situation AQMI mit Millionen-
beträgen überschüttet wird, liegt der 
Verdacht nahe, daß einmal mehr die 
Dschihadisten-Karte gespielt werden 
soll. Die verschärften »Sicherheits-
maßnahmen«, die so gerechtfertigt 
werden, richten sich jedoch nur vor-
dergründig gegen AQMI. Hauptadres-

Rekordergebnis ignoriert
Blockade Kubas verurteilt. Konzernmedien ist das kaum eine Meldung wert
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In wenigen Monaten kommt die 
Mietpreisbremse. Können Mieterin-
nen und Mieter jetzt aufatmen? Wer 
aktuell überlegt, seine Wohnung zu 

wechseln, da diese einfach zu teuer ge-
worden ist, wird sich sicher freuen. Es soll 
also ein Gesetz geben, mit dem die Miet-
preisexplosion gestoppt werden kann. 
Die Freude könnte aber zu früh kommen, 
ein böses Erwachen ist wahrscheinlicher. 
Denn seinem Namen wird das Gesetz 
nicht gerecht. Das kritisiert Die Linke im 
Bundestag schon lange. Auch viele Exper-
ten für Wohnungspolitik sehen es so.

In der Expertenanhörung im Bundes-
tag Anfang Dezember wurde das Gesetz 
regelrecht zerpflückt. Als besonderes Pro-
blem haben sich nach Meinung der gela-
denen Gäste die zahlreichen Ausnahmen 
herausgestellt. Carola Handwerg vom 
Republikanischen Anwältinnen- und An-
wälteverein (RAV), eingeladen von der 
Linken, betonte, dass gerade Hartz-IV-
Betroffene sowie Wohngeldempfänge-
rinnen und -empfänger gar nichts von 
der Mietpreisbremse haben werden. Die 
jetzige Fassung soll nämlich nur in eini-
gen Gebieten gelten, die als »besonders 
angespannt« anerkannt werden. Bei Wie-
dervermietungen soll der Preis bei zehn 
Prozent über der ortsüblichen Vergleichs-
miete gedeckelt werden. Niemand, der 
auf Arbeitslosengeld II angewiesen ist, 
wird in so eine Wohnung einziehen kön-
nen. Mieten in diesem Bereich werden als 
Kosten für die Unterkunft schlicht nicht 
erstattet. Selbst für Normalverdienerin-
nen und -verdiener ist das oft noch zu viel. 
Denn trotz Bremse sind Preisexplosionen 
immer noch möglich, sofern der Mietspie-
gel nicht reformiert wird und weiterhin 
nur Neuvermietungen abbildet.

Wo es überhaupt eine Mietpreisbrem-
se geben wird, ist noch völlig unklar. 
Denn zunächst entscheiden die Länder, 
ob sie es für nötig halten, sie einzufüh-
ren. Landesregierungen, denen das Wohl 
der Immobilienbranche mehr am Herzen 
liegt als das der Mieterinnen und Mieter, 
müssen sie gar nicht erst umsetzen.

Und selbst wo sie eingeführt wird, sind 
immer noch die allermeisten Mietwoh-
nungen in Deutschland ausgenommen. 
Weder Bestandsmieterinnen und -mieter 
haben etwas von dem Gesetz noch die 

mit einem Staffelmietvertrag. Auch leer 
ausgehen werden Mieterinnen und Mie-
ter, die einen Neubau beziehen. Hier hat 
sich die CDU/CSU-Fraktion gemeinsam 
mit der Immobilienlobby durchgesetzt. 
Dafür gab es umgehend Lob von deren 
Vertretern in der Anhörung. Der RAV 
hingegen erklärte, dass damit zu große 
Teile des Wohnungsmarktes ausgenom-
men werden.

Die Befürchtungen, dass die Mietpreis-
bremse den Neubau hemmen könnte, ist 
nicht nur angesichts des aktuellen Bau-
booms absurd und ein Scheinargument. 
Wer in Berlin-Mitte und anderen Innen-
stadtlagen vor die Tür geht, findet genug 
im Bau befindliche Townhouses und Lu-
xuslofts. Auch die massenhafte Umwand-
lung von Miet- in Eigentums- oder Ferien-
wohnungen in vielen Städten spricht eine 
deutliche Sprache. Das Problem ist also 
weniger, dass nicht gebaut wird, sondern 
dass es an Wohnraum für Normal- und 
Geringverdiener fehlt. Dieses Problem 

sprach auch der Deutsche Mieterbund in 
der Anhörung an.

Dabei spielt der Bund eine besonders 
unrühmliche Rolle. Denn aus dem sozi-
alen Wohnungsbau zieht er sich völlig 
zurück. Zwischen 2002 und 2012 sind 
900.000 Wohnungen aus dem geförder-
ten Bestand gefallen. Insgesamt hat der 
Bund in den vergangenen Jahren 352.000 
Wohnungen privatisiert. 1994 waren noch 
fast 400.000 Wohnungen in Bundesbe-
sitz, 20 Jahre später sind es gerade noch 
46.000. Das geht aus einer kleinen An-
frage meiner Fraktion hervor. Oft wurde 
das Tafelsilber an große Immobilienin-
vestoren verhökert, was sich jetzt in Form 
hoher Mieten rächt. Der Bund trägt eine 
unmittelbare Mitschuld. Das wird die 
Mietpreisbremse in der geplanten Form 
nicht kompensieren können.

Es ist klar, dass wir es hier viel mehr 
mit einem Bremschen und nicht mit ei-
nem starken Instrument gegen die Mie-
tenexplosion zu tun haben. Denn unterm 

Strich wird nach Berechnung des Mie-
terbundes das Gesetz nur für zwei Pro-
zent aller Mieterinnen und Mieter gelten. 
Wenn wirklich etwas gegen Verdrängung 
und Gentrifizierung in den Städten getan 
werden soll, muss es eine Mietpreisbrem-
se geben, die ihren Namen verdient. Sie 
muss flächendeckend eingeführt werden 
und darf Mieterhöhungen bei Erst- und 
Wiedervermietung nur im Rahmen des 
Inflationsausgleichs zulassen. Erhöhun-
gen nur aufgrund von Neuvermietung 
sind grundsätzlich abzulehnen.

Zudem brauchen wir einen Neustart 
im sozialen Wohnungsbau. Der Rückzug 
des Staates und die Privatisierungspolitik 
hat sich wieder einmal als fatal für Kun-
den, also hier die Mieterinnen und Mieter, 
herausgestellt. Hier muss dringend wie-
der investiert werden. Nur so wird man 
die großen Herausforderungen auf dem 
Wohnungsmarkt in den nächsten Jahren 
schaffen. Von dieser Bundesregierung ist 
das aber nicht zu erwarten.

Jetzt schon gescheitert
Eher Ausnahme als Regel: Mietpreisbremse bei Anhörung im Bundestag von Experten 
zerpflückt. Lob kam von der Immobilienlobby. Ein Gastbeitrag von Caren Lay

Nur eine »angemessene 
Miete« wird erstattet: 
Berliner Aktivisten dis-
kutieren auf der Straße 
über die Auswirkungen 
der Hartz-IV-Gesetze C
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Mit der Blockade gegen Kuba 
hat sich Washington weiter 
als je zuvor von der Völ-

kergemeinschaft isoliert. Einzig Israel 
unterstützte in der UN-Generalver-
sammlung am Dienstag noch die US-
Politik gegen die sozialistische Kari-
bikinsel, 188 Staaten verurteilten sie, 
und selbst die drei ökonomisch von 
den USA abhängigen Pazifikstaaten 
Mikronesien, Marshallinseln und Pa-
lau trauten sich eine Enthaltung zu (jW 
berichtete).

Neben diesem Rekordergebnis 
zeigte vor allem die Schärfe der Re-
debeiträge, daß die Mehrheit der UN-
Mitgliedsstaaten nicht bereit ist, das 
Verhalten der USA länger zu tolerie-
ren. »Die USA stellen sich über die 
Völker der Welt«, stellte Boliviens 
UN-Botschafter Sacha Llorenty fest. 
Im Namen des Wirtschaftsbündnisses 
Mercosur kritisierte Venezuelas Ver-
treter Samuel Moncada die »flagrante 
Verletzung der UN-Charta durch die 
USA«. Eine deutliche Warnung sprach 
Chinas ständiger UN-Repräsentant, 
Wang Min, aus. Die exterritoriale Aus-
weitung der US-Blockade gegen Kuba 
auf Drittländer verletze »die Interessen 
und die Souveränität« dieser Staaten, 
erklärte der Diplomat und versicherte, 
daß China dies nicht hinnehme.

In Deutschland forderte die entwick-
lungspolitische Sprecherin der Frakti-
on Die Linke, Heike Hänsel,  am Mitt-
woch die Europäische Kommission, 
den EU-Ministerrat und die Bundesre-
gierung auf, den Online-Bezahldienst 
PayPal mit Sanktionen zu belegen. 
Grundlage dafür seien die Bestimmun-
gen der »EU Blocking Regulation«, mit 
der eine Ausdehnung der US-Blockade 
gegen Kuba auf Europa verhindert 
werden soll. PayPal, die europäische 
Tochter eines US-Unternehmens, hat-
te wiederholt Guthaben von Nutzern 
in Deutschland eingefroren, um diese 
zum Abbruch ihrer Geschäftsbeziehun-
gen mit Kuba zu zwingen.

In den bundesdeutschen Konzern-
medien fand das Votum in New York 
bestenfalls in den Meldungsspal-
ten Platz. In den Nachbarländern zi-
tierten dagegen der Tages-Anzeiger 
(Schweiz), der Standard (Österreich) 
und andere Blätter sogar den kubani-
schen Außenminister Bruno Rodríguez 
mit dem Satz: »Die USA sind mit ih-
rer Politik gegen Kuba völlig isoliert, 
es fehlt jede ethische oder rechtliche 
Grundlage.« Die spanischen Tageszei-
tungen El País und El Mundo, die Äu-
ßerungen kubanischer Systemgegner 
regelmäßig auf der Titelseite bringen, 
fanden hingegen auch nur wenig Platz 

für die Entscheidung in New York. »Es 
scheint UN-Resolutionen erster und 
zweiter Klasse zu geben«, spöttelte 
ein Leser der Onlinezeitung Público. 
Im Gegensatz zu den Konzernblättern 
hatte das linksliberale Portal bereits 
am Dienstag ausführlich berichtet und 
in wenigen Stunden 77 Leserkommen-
tare erhalten. Umfangreiche Informa-
tionen boten auch das Internetportal 
des Moskauer Fernsehsenders Russia 
Today (RT) und der iranische Kanal 
HispanTV sowie die chinesische Nach-
richtenagentur Xinhua. Diese hob her-
vor, daß die Pekinger Regierung nicht 
nur in den Vereinten Nationen, sondern 
auch direkt gegenüber den USA auf 
eine Beendigung der Blockade dränge.

Die Medien der USA übernahmen 
teilweise eine kurze Agenturmeldung 
oder verschwiegen das Thema ganz. 
Lediglich die Washington Post veröf-
fentlichte einen längeren Artikel, zu 
dem auch eigene Korrespondentinnen 
aus Havanna und vom UN-Sitz in New 
York beitrugen. So erfuhren die Post-
Leser, daß alle Debattenbeiträge der 
UN-Generalversammlung, einschließ-
lich der Stellungnahme des US-Vertre-
ters Ronald D. Godard, live und in vol-
ler Länge im kubanischen Fernsehen 
übertragen worden waren. 

Die Medien der Insel äußerten sich 
zufrieden über das weiter gestärkte 
Votum der Weltgemeinschaft gegen 
die US-Blockade. In der Tageszeitung 
Granma wies ein Kommentator aller-
dings auch kritisch darauf hin, daß eine 
Reform der Vereinten Nationen drin-
gend notwendig sei, damit »Beschlüsse 
wie diese verbindlich werden und das 
Land, das die Blockade aufrecht erhält, 
dazu verpflichten, sie zu beenden, wie 
es die Mehrheit der Welt fordert«.

Flüchtlinge in der  
Sahara verdurstet
BAMAKO. 87 Migranten, die 
auf dem Weg nach Europa die 
Sahara durchqueren wollten, 
sind tot im Norden Nigers ent-
deckt worden. Das Fahrzeug, 
in dem sie saßen, sei nahe der 
Grenze zu Algerien liegenge-
blieben, und die Menschen – 
zumeist Frauen und Kinder – 
seien anschließend verdurstet, 
berichteten Rettungskräfte am 
Donnerstag. Die nigrischen 
Streitkräfte bestätigten die 
Zahl der Toten und ergänzten, 
daß darunter 32 Frauen und 
48 Kinder seien. Bereits Ende 
September hätten die Menschen 
die 150 Kilometer südlich der 
Grenze gelegene Stadt Arlit per 
Lastwagen verlassen. 
 (dpa/jW) 

Pakistan: weiter  
US-Drohnenan-
griffe
ISLAMABAD. Trotz der Prote-
ste des pakistanischen Premier-
ministers Nawaz Sharif setzen 
die USA ihre Drohnenangriffe 
im Grenzgebiet zu Afghanistan 
fort. Bei Raketenbeschuß im 
Stammesgebiet Nord-Waziri-
stan seien am Donnerstag drei 
mutmaßliche Extremisten getö-
tet worden, hieß es aus Sicher-
heitskreisen. Das Außenmini-
sterium in Islamabad verurteilte 
den Vorfall als »Verletzung von 
Pakistans Souveränität«. Sharif 
hatte vergangene Woche bei 
einem Treffen mit US-Präsident 
Barack Obama in Washington 
ein Ende der Drohneneinsätze 
gefordert. 
 (dpa/jW) 

Türkei: Mit Kopf-
tuch im Parlament
ISTANBUL. Mit dem demon-
strativen Tragen eines Kopf-
tuchs im Parlament in Ankara 
haben vier weibliche Abge-
ordnete einen Tabubruch in 
der Türkei begangen. Alle vier 
Parlamentarierinnen gehörten 
der islamisch-konservativen 
Regierungspartei AKP an, wie 
türkische Medien berichteten. 
Zuletzt war 1999 die Abge-
ordnete Merve Kavakci mit 
Kopftuch im Parlament in An-
kara erschienen. Sie hatte einen 
Eklat ausgelöst. Ihr wurden die 
Staatsangehörigkeit und ihr 
Parlamentssitz aberkannt.

Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan hatte Ende 
vergangenen Monats das Kopf-
tuchverbot im öffentlichen 
Dienst außer in der Justiz und 
bei den Sicherheitskräften ge-
kippt.
 (dpa/jW) 

Kooperationsver-
trag Rußland–Ni-
caragua 
MANAGUA. Rußland und Ni-
caragua haben am Mittwoch 
ein militärisches Kooperati-
onsabkommen geschlossen. 
Die Streitkräfte beider Länder 
würden sich künftig regelmäßig 
über Fragen der internationalen 
Sicherheit austauschen, sagte 
der Vorsitzende des russischen 

Bei einem US-amerikanischen 
Drohnenangriff in Nordwest-
pakistan sind in der Nacht zum 

Donnerstag mindestens drei Men-
schen getötet und ebenso viele verletzt 
worden. Schauplatz der Operation, bei 
der zwei Raketen auf ein Gebäude 
abgeschossen wurden, war ein Dorf 
nahe Miranshah, der Hauptstadt des 
Bezirks Nordwasiristan. Anonyme 
Quellen in den pakistanischen Sicher-
heitskräften behaupteten der Routine 
entsprechend, daß es sich bei den Op-
fern ausschließlich um mutmaßliche 
»Militante«, also bewaffnete Kämp-
fer, gehandelt habe, ohne sie irgendei-
ner Gruppierung zuzuordnen.

Pakistans Regierungschef Nawaz 
Sharif war am vorigen Mittwoch von 
Barack Obama im Weißen Haus emp-
fangen worden. Nach eigenen Angaben 
hatte er bei dieser Gelegenheit den US-
Präsidenten aufgefordert, die Droh-
neneinsätze gegen Ziele in Pakistan 
einzustellen, da sie die Souveränität 
seines Landes verletzten und politisch 
kontraproduktiv seien. Obama hatte 

das heikle Thema bei der anschließen-
den gemeinsamen Pressekonferenz 
nur kurz mit leeren Phrasen gestreift. 
Der gestrige Angriff, es war der 24. 
in diesem Jahr, stellt seine praktische 
Antwort auf Sharifs Appell dar. Das 
scheint die Kritik der oppositionellen 
PTI zu bestätigen, daß der Premier die 
pakistanische Position allzu beschei-
den und unterwürfig vorgetragen habe. 
Ganz sicher nicht hilfreich war eine am 
Mittwoch veröffentlichte Statistik des 
pakistanischen Verteidigungsministe-
riums, die mit überraschenden, völlig 
neuen Zahlen aufwartete. Danach sol-
len bei sämtlichen Drohnenangriffen 
der vergangenen fünf Jahre »nur« 67 
Zivilisten getötet worden sein. Gegen-
über UN-Vertretern hatte die pakista-
nische Regierung im März die Zahl 
der seit Beginn der Angriffe im Jahr 
2004 getöteten Zivilpersonen mit min-
destens 400, möglicherweise bis zu 
600 angegeben. Rund 85 Prozent aller 
bewaffneten Drohneneinsätze gegen 
Pakistan fanden in der Amtszeit von 
Obama statt.

Die Angaben gegenüber der UNO 
stellten die erste derartige Auskunft 
einer pakistanischen Regierung zum 
Gesamtumfang der Angriffe und ihrer 
Folgen dar. Was die jetzt erfolgte »Kor-
rektur« nach unten durch das Vertei-
digungsministerium – und damit vor 
allem durch das in Pakistan sehr ein-
flußreiche Oberkommando der Streit-
kräfte – veranlaßt hat, kann nur vermu-
tet werden. Das Ministerium folgte jetzt 
sogar der unglaubwürdigen Behaup-
tung der US-Regierung, im laufenden 
Jahr ebenso wie im vorigen sei nicht 
eine einzige Zivilperson durch Drohnen 
getötet worden. Wenn das wahr wäre, 
würde die damals 67jährige Momina 
Bibi noch leben, die am 24. Oktober 
2012 bei der Gartenarbeit in einem Dorf 
Nordwasiristans von der Rakete eines 
unbemannten Flugkörpers zerfetzt 
wurde. Ihr Sohn Rafiq Rahman, ein 
Grundschullehrer, war zusammen mit 
seiner neunjährigen Tochter Nabila und 
seinem 13jährigen Sohn Zubair in den 
vergangenen Tagen auf Einladung des 
demokratischen Kongreßabgeordneten 

Alan Grayson in den USA, um über den 
Tod seiner Mutter zu berichten.

Neben zahlreichen Interviews tra-
ten die drei Paschtunen am Dienstag 
auch bei einem sogenannten »Brie-
fing« des Kongresses auf, das formal 
unterhalb eines offiziellen »Hearings« 
rangiert. Außer Grayson mochten sich 
nur noch vier andere Kongreßmit-
glieder, auch sie alle Abgeordnete der 
Demokratischen Partei, die Mühe und 
Qual antun, sich über die Folgen der 
Drohnenangriffe aus erster Hand zu 
informieren. Sie hörten, wie die Furcht 
vor den furchtbaren Raketen der Flug-
körper, von denen oft mehrere viele 
Stunden lang über den Dörfern kreisen, 
das Leben der Bevölkerung bestimmt 
und vergiftet. Obama, der sich erst 
kürzlich mit dem Empfang des 16jäh-
rigen Taliban-Opfers Malala Yousafzai 
schmückte, ignorierte die Gelegenheit, 
die neunjährige Nabila Rahman eben-
falls ins Weiße Haus einzuladen. Sie 
hatte bei dem Angriff nicht nur ihre 
Großmutter verloren, sondern war auch 
selbst erheblich durch Splitter verletzt 

Obama setzt auf Drohnen
Pakistanisches Verteidigungsministerium »korrigiert« Opferzahlen nach unten. Von Knut Mellenthin

Zwischen Sudan und Südsudan 
gibt es neue Spannungen. In 
der von beiden nordostafrikani-

schen Nachbarländern beanspruchten 
Grenzregion Abyei fand nun ein Refe-
rendum um die staatliche Zugehörig-
keit des erdölreichen Gebietes statt. Seit 
der Abspaltung von Südsudan im Juli 
2011 konnte keine Einigung darüber 
erzielt werden, zu welchem der beiden 
Staaten die Region gehören soll. Nicht 
einmal darauf, wer berechtigt ist, über 
diese Frage abzustimmen, konnten sich 
die Regierungen in Khartum und Juba 
verständigen. Nun will die Bevölke-
rung vor Ort offenbar Fakten schaffen. 
99,89 Prozent der Einwohner der Regi-
on stimmten Angaben der inoffiziellen 
Wahlorganisatoren vom gestrigen Don-
nerstag für den Anschluß an Südsudan. 
Das berichtete die Sudan Tribune.

Bisher war ein Referendum vor 
allem an der Frage gescheitert, wer 
zur Teilnahme berechtigt sei. Neben 
der in der Region großen Bevölke-
rungsgruppe der Ngok Dinka, deren 
Loyalität Richtung Südsudan geht, 
wohnen hier zumindest zeitweise 
Angehörige der Misseriya. Diese no-
madisch lebende Gruppe hat in der 
Vergangenheit häufig an der Seite 
Khartums in Konflikte eingegriffen. 
Während Khartum der Ansicht ist, 
daß die Misseriya über den Status 
von Abyei mitentscheiden sollen, will 
die Regierung von Südsudan genau 
dies verhindern. Ursprünglich war ei-
ne Abstimmung über den Status von 
Abyei bereits für Januar 2011 geplant, 
zeitgleich mit dem Unabhängigkeits-
referendum im Südsudan. Letzteres 
hatte zur Abspaltung des Südens im 
Juli 2011 geführt. Seither wird über 
die weitere Vorgangsweise verhan-
delt. Im vergangenen Jahr empfahl 
Südafrikas ehemaliger Präsident Tha-
bo Mbeki als Vermittler der Afrika-
nischen Union ein Referendum unter 
Ausschluß der Misseriya. Doch auch 
dies brachte keine neue Bewegung. 
Vor einigen Wochen hatten Vertreter 
der Ngok Dinka schließlich die Befra-
gung für Ende Oktober angekündigt.

Nun wurde seit vergangenem Sonn-
tag in Abyei abgestimmt. Die genauen 
Umstände und Termine sind aufgrund 
des inoffiziellen Charakters des Refe-
rendums unklar. Am Montag bereits 
hatte die Nachrichtenagentur Reuters 

berichtet, daß schon »Zehntausende« 
Einwohner abgestimmt hätten. Die 
Regierungen beider Länder haben sich 
derweil von dem Referendum distan-
ziert. Beobachter vermuten jedoch, 
daß Südsudan finanzielle und logisti-
sche Unterstützung gewährte. Auch 
die Afrikanische Union (AU) und die 
Vereinten Nationen (UNO) lehnen die 
Initiative der Bevölkerung Abyeis ab. 
In jedem Fall kommt diese den Inter-
essen Jubas entgegen. Allgemein wur-
de bereits im Vorfeld eine Mehrheit 
für die Zugehörigkeit zum Süden er-
wartet. Und selbst wenn das Ergebnis 
von den entscheidenden Institutionen 
offiziell nicht zur Kenntnis genom-
men werden sollte, dürfte es dennoch 
die Position Jubas in dem Grenzstreit 
stärken.

Allerdings könnte die Abstimmung 
auch den schwelenden Konflikt zwi-
schen den beiden Nachbarländern er-
neut eskalieren lassen. Während der 

vergangenen Tage verschärfte sich 
bereits der Ton in der Auseinander-
setzung. Die dem Südsudan naheste-
hende Sudan Tribune zitierte am Mitt-
woch den Sprecher des sudanesischen 
Parlaments, Ahmed Ibrahim Al-Tahir, 
das Referendum als »Rebellion« be-
zeichnete. Al-Tahir verglich die Ab-
stimmung mit den bewaffneten Auf-
ständen in den Provinzen Südkordofan 
und Blauer Nil, gegen die Khartum 
immer wieder militärisch vorgeht. 
Auch von Seiten der Misseriya gab 
es Medienberichten zufolge bereits 
Ankündigungen, Abyei nötigenfalls 
»verteidigen« zu wollen. Diplomati-
schere Worte fand indes Sudans Prä-
sident Omar Al-Baschir, der laut BBC 
Anfang der Woche versicherte, er und 
sein südsudanesischer Amtskollege 
Salva Kiir würden sich weiterhin um 
eine Lösung des Konflikts bemühen, 
die den Wünschen der lokalen Ge-
meinschaften entspricht.

Abstimmung als Rebellion
Sudan und Südsudan: Bewohner der Grenzregion Abyei halten Referendum über staatliche 

Mit südsudanesischen Flaggen bekunden Frauen in Abyei, der Hauptstadt der gleichnamigen Grenzregion zwi-
schen  Sudan und Südsudan, ihre Haltung beim Referendum

Teure Freiheit
Al-Qaida-Arm in Niger läßt vier Areva-Mitarbeiter frei. Lösegeldzahlung stärkt 
Islamisten und schafft Vorwand zur Repression. Von Jörg Tiedjen

Auf den ersten Blick ist es eine 
lang ersehnte Nachricht: Die 
vier Mitarbeiter der französi-

schen Konzerne Areva und Vinci, die 
seit Herbst 2010 von der radikalisla-
mistischen »Al-Qaida im islamischen 
Maghreb« (AQMI) gefangengehalten 
wurden, sind seit Dienstag frei. Die 
Franzosen Daniel Larribe, Marc Fé-
ret, Pierre Legrand und Thierry Dole 
waren am frühen Morgen des 16. Sep-
tember 2010 zusammen mit Larribes 
Frau Françoise sowie zwei weiteren 
Leidensgenossen in Arlit im Nordwe-
sten Nigers entführt worden. Letztere 
drei kamen bereits im Februar 2011 
frei. In Arlit befindet sich eine von 
Areva unterhaltene Uranmine, Vinci 
agiert dort als Anlagenbauer.

Für die Freilassung der Geiseln hat-
te AQMI einen Gefangenenaustausch, 
die Rücknahme des Kopftuchverbots 
in Frankreich sowie 90 Millionen Eu-
ro Lösegeld verlangt. Die jetzige Er-
folgsnachricht traf deswegen nicht auf 
ungeteilte Freude. Zwar beeilten sich 
offizielle Stellen, das Ende des Gei-
seldramas als reinen Verhandlungser-
folg darzustellen, und stritten ab, daß 
man die Forderungen der Entführer 
erfüllt habe. Da es aber keinen Ge-
fangenenaustausch gab und auch das 
Schleierverbot bestehen bleibt, liegt es 

nahe, daß sehr wohl Lösegeld gezahlt 
wurde. Die französische Tageszeitung 
Le Monde berichtete am Mittwoch, 
daß die Entführer »über 20 Millionen 
Euro« erhalten hätten. Der Radiosen-
der RFI bestätigte dies unter Berufung 
auf eine Quelle, die dem nigrischen 
Verhandlungsführer »sehr, sehr nahe« 
stehe. Das Geld habe der französische 
Geheimdienst DGST im Austausch 
gegen die GPS-Koordinaten der Gei-
seln in der Wüste deponiert.

Schlechte Erinnerungen werden 
wach, hatten doch mehrere europä-
ische Regierungen, darunter die deut-
sche, AQMI in den vergangenen zehn 
Jahren immer wieder Millionen-Lö-
segelder zukommen lassen. Es dürf-
ten nicht zuletzt diese Mittel gewesen 
sein, die den Islamisten 2012 zu ei-
nem ihrer größten Erfolge verhalfen. 
Im Anschluß an die Revolte der Tua-
reg-Separatisten der »Nationalbewe-
gung für die Befreiung von Azawad« 
( MNLA) übernahmen sie gemeinsam 
mit anderen Dschihadisten-Gruppen 
die Kontrolle über den Norden des 
Nachbarlands Mali. Die Lage ist 
dort – wie im Niger – nach wie vor an-
gespannt. Areva weigert sich derweil 
weiter hartnäckig, den Forderungen 
der Bevölkerung im Niger entgegen-
zukommen, die Schutz vor den kata-

strophalen Auswirkungen des Uran-
bergbaus und eine Beteiligung an den 
Gewinnen verlangt. Der Konflikt wird 
so weiter angeheizt. Das Geiseldrama 
diente dem Atomkonzern dennoch als 
Anlaß, unter Hinweis auf die Bedro-
hung durch AQMI die Eröffnung einer 
weiteren Mine bei Imouraren hinaus-
zuzögern. Areva dürfte das aufgrund 
des Kollaps auf dem Uranmarkt nach 
der Reaktorkatastrophe von Fukushi-
ma recht gewesen sein. Dem Niger 
jedoch entgingen Einnahmen, mit de-
nen das verarmte Land fest gerechnet 
hatte.

Die Verträge sollen nun neu ver-
handelt werden. Bürgerrechtler de-
monstrieren seit Wochen, um den 
nigrischen Präsidenten Mahamadou 
Issoufou zu drängen, sich gegenüber 
dem Konzern unnachgiebig zu zeigen. 
Im vergangenen Winter war bekannt 
geworden, daß Areva ihm als »Ent-
schädigung« für Imouraren ein neues 
Flugzeug schenken wollte. Wenn in 
dieser Situation AQMI mit Millionen-
beträgen überschüttet wird, liegt der 
Verdacht nahe, daß einmal mehr die 
Dschihadisten-Karte gespielt werden 
soll. Die verschärften »Sicherheits-
maßnahmen«, die so gerechtfertigt 
werden, richten sich jedoch nur vor-
dergründig gegen AQMI. Hauptadres-

Rekordergebnis ignoriert
Blockade Kubas verurteilt. Konzernmedien ist das kaum eine Meldung wert
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Der Mieterbund begrüßt die 
Mietpreisbremse, hält aber 
Nachbesserungen für nö-
tig. Welche Tücken hat der 

Gesetzentwurf?
Wir sind zunächst froh, dass es überhaupt 
eine Mietpreisbremse geben soll, die wir 
lange Zeit gefordert hatten. Eine ganze Rei-
he von Regelungen missfallen uns aber. Sie 
führen dazu, dass diese Bremse, die unan-
gemessenen Mietsteigerungen verhindern 
soll, deutlich weniger zieht, als wir es uns 
gewünscht hätten.  Erstens: Der Neubau ist 
davon völlig ausgeschlossen; selbst dann, 
wenn nicht das erste Mal jemand dort einge-
zogen ist, sondern bereits ein zweiter Mie-
ter gefolgt ist. Das gilt für alle Neubauten, 
die nach dem 1. Oktober 2014 fertiggestellt 
sind – auch nach einer Wiedervermietung. 
Davon halten wir wenig. Ein zweites Prob-
lem: Ausgenommen werden auch Gebäude 
nach umfassender energetischer Moderni-
sierung. Das regelt der Sonderparagraph 
559 im Bürgerlichen Gesetzbuch: Der Ei-
gentümer kann in diesem Fall die jährliche 
Miete um elf Prozent der für die Wohnung 
aufgewendeten Kosten erhöhen. Fragt sich 
aber: Was beinhaltet eine solche Moderni-
sierung grundsätzlich?

Was uns aber vor allem stört: Ein Mieter 
bekommt nur dann zuviel gezahlte Miete – 
also den Anteil einer Erhöhung, der die 
Zehn-Prozent-Grenze der Mietpreisbremse 
übersteigt  – zurück, wenn er eine soge-
nannte qualifizierte Rüge erhoben hat, und 
auch das erst ab diesem Zeitpunkt. Merkt 
jemand nach anderthalb Jahren, dass etwas 
nicht stimmte, und rügt, bekommt er rück-
wirkend nichts erstattet. Das halten wir für 
völlig absurd: Der Vermieter hat zu Unrecht 
Geld einbehalten, muss aber nichts zurück-
zahlen.

Wer ist für diese Mängel verantwort-
lich?

Von Anfang an hatte die große Koalition 
aus CDU/CSU und SPD im Bund vor, Neu-
bauten von der Regelung auszuschließen. 
Zurückzuführen ist das eindeutig auf die 
Unionsparteien. Sie haben den Druck aus 
der Immobilienindustrie weitergegeben.

Laut Gesetzentwurf dürfen Hausei-
gentümer nach einem Mieterwechsel 
nur noch die ortsübliche Vergleichs-
miete plus zehn Prozent fordern. Lag 
die Miete schon vorher über dieser 
Grenze, gilt Bestandsschutz. Wird bei 
all den Ausnahmen der Mietspiegel 
nicht in die Höhe gezogen?

Es wird eine leichte dämpfende Wirkung 
geben, sie wird aber geringer sein, als es 
Zweck der Übung war. Noch zwei weitere 
Einschränkungen machen diese Mietpreis-
bremse nahezu wirkungslos. Die Regelung 
ist ein Bürokratiemonster. Die Landes-
regierungen müssen nämlich erst einmal 
die Gebiete bestimmen, in denen aus ih-
rer Sicht besondere Wohnraumknappheit 
wirkt und die Mietpreisbremse über-
haupt greifen soll.  Wir hatten gefordert, 
sie flächendeckend in ganz Deutschland 
einzuführen. Denn in Gebieten, wo keine 
Wohnungsnot herrscht, also die Nachfra-
ge nach Wohnraum nicht größer ist als 
das Angebot, regelt es sowieso der Markt. 
Überhöhte Preise von mehr als zehn Pro-
zent über der im Mietspiegel angegebenen 
Vergleichsmiete wären dort nicht durch-
setzbar. Insofern stört dort sowieso keine 
Mietpreisbremse, sondern ein Vermieter 
wird Wohnungen zu überhöhten Preisen 
gar nicht los. Wenn die Landesregierun-
gen aber zwischengeschaltet sind, ist der 
Aufwand unsinnig groß. Hinzu kommt: 
Ein Bundesland hat Lust dazu, das andere 
nicht. Es bleibt der Willkür überlassen.

Kann zum Beispiel die bayerische 
CSU-Landesregierung sagen: Mün-
chen ist zwar ein Ballungsgebiet und 

hat hohe Mieten, aber wir ziehen da 
nicht mit?

Bayern ist nicht immer das Negativbeispiel. 
Erstaunlicherweise haben sich »rot-grün«-
regierte Länder schon schwerer damit ge-
tan, im Sinne der Mieter zu handeln. Das 
noch unter der »schwarz-gelben« Bundesre-
gierung geregelte Gesetz besagte: Während 
eines noch laufenden Mietvertrags durfte 
nicht um mehr als 20 Prozent in drei Jahren 
erhöht werden; jedoch in Ballungsräumen, 
die die Länder festlegen, nur um 15 Prozent. 
Da hatte Bayern sehr schnell reagiert: In 89 
Gemeinden und Städten darf die Regelung 
angewendet werden. Baden-Württemberg 
hat dies bis heute nicht geregelt – dort regie-
ren seit 2011 Grüne und SPD.

Könnte sich mit dieser Regelung die 
Republik spalten – in Bundesländer, 
wo sich fast nur Reiche ansiedeln, und 
andere, in denen Mieten für Ärmere 
noch erschwinglich sind? 

Diese Gefahr sehe ich nicht in den fünf 
Jahren, in denen diese Mietpreisbremse 
gelten soll. Dazu ist der Zeitraum zu kurz. 
Allerdings ist sehr wohl möglich, dass die 
Bremse in Nordrhein-Westfalen gilt – und 
in Baden-Württemberg nicht; obwohl es in 
beiden Bundesländern Gebiete gibt, in de-
nen Wohnungsnot herrscht. Ich bezweifle 
aber, dass allein dies zu Umzugsbewegun-
gen führen könnte. Wir kritisieren insge-
samt die Kürze des Zeitraums, in dem die 
Regelung gelten soll.

Kritiker wie die Linken-Fraktionsvize 
Caren Lay bezeichnen die Bremse mit 
den zahlreichen Einschränkungen als 
völlig untauglich; ein Auto mit solchen 
Bremsen würde nicht durch den TÜV 
kommen. Wie sehen Sie das? 

Von der Tendenz her hat sie recht. Zwar hat 
es immer noch eine Wirkung, aber nicht so, 

als wäre das Gesetz nach unseren Vorschlä-
gen durchgesetzt worden.   Im nachhinein 
hat die Immobilienindustrie  aus ihrer Sicht 
Verbesserungen zugesichert bekommen  – 
aus unserer sind es falsche Einschränkun-
gen. Inzwischen ist es Mode geworden, 
dass jeder, dem ein Gesetzentwurf nicht 
gefällt, behauptet, der sei verfassungswid-
rig. Seit vielen Jahren gilt die örtliche Ver-
gleichsmiete als Maßstab. Weshalb soll das 
jetzt plötzlich verfassungswidrig sein? Die 
angedrohten Klagen der Immobilienindu
strie nehme ich nicht besonders ernst. Po-
sitiv gesehen: Ohne unseren Einfluss wäre 
die Mietpreisbremse gar nicht auf die Ta-
gesordnung gekommen.

Wie will der Mieterbund Druck ma-
chen, damit die Mietpreisbremse ein 
wirksames Instrument für Ballungs-
gebiete wird – und nicht nur ein Gum-
miparagraph nach dem Gusto der 
jeweiligen Landesregierung?

Wir haben im Rechtsausschuss des Bundes-
tags darauf aufmerksam gemacht, dass die-
ses Instrument scharf sein muss, um über-
haupt zu wirken. Zeitweise haben wir große 
Demonstrationen organisiert. Vergangenes 
Jahr konnte der Stuttgarter Mieterbund 
immerhin noch 2.000 Menschen auf die 
Straße bringen. Mieter sind aber eine hete-
rogene Truppe mit sehr unterschiedlichen 
Interessen. Insofern ist es nicht einfach, 
sie zu mobilisieren. Wir konnten mit der 
Mietpreisbremse trotz allem etwas errei-
chen. Ein großer Mangel ist aber, dass die 
Umsetzung so lange dauert. Die zweite und 
die dritte Lesung im Bundestag finden im 
Januar statt, dann erst werden sich die Lan-
desregierungen damit beschäftigen. Es wird 
sich also noch hinziehen. 

� Interview: Gitta Düperthal

»Es bleibt der  
Willkür überlassen«
Stumpfes Instrument: Die Länder bestimmen, 
wo die Mietpreisbremse gilt, Neubauten 
ausgenommen. Zuviel gezahltes Geld wird 
bei »qualifizierter Rüge« nicht rückwirkend 
erstattet. Ein Gespräch mit Lukas Siebenkotten

Foto: Ein Aktionstag 
unter dem Motto »Keine 
Profite mit der Miete« 
fand am 28. September 
2013 in zwölf deutschen 

Städten statt. Insgesamt 
beteiligten sich rund 
10.000 Menschen (hier 
Aktivisten aus Berlin)

Lukas Siebenkotten ist 
Direktor des Deutschen 
Mieterbundes e.V., dem 
320 örtliche Mieterverei-
ne angehören 

Gitta Düperthal ist freie 
Journalistin, lebt in 
Franfurt am Main und 
berichtet in junge Welt 
regelmäßig über soziale 
Bewegungen und Flücht-
lingspolitik.
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Ihr Buch heißt »Vom Häuser-
kampf zur neoliberalen Stadt«. 
Was macht Berlin zu einer 
solchen?

Zentrale Bereiche der kommunalen Da-
seinsvorsorge sind in privaten Händen 
oder werden nach privatwirtschaftlichen 
Maßstäben organisiert – von der Woh-
nungs- über die Wasser-, Energie- und 
Gesundheitsversorgung bis zum öffent-
lichen Nahverkehr –, in dem Glauben, 
Privatunternehmen könnten diese Aufga-
ben besser lösen als der Staat. Aus der 
Stadtentwicklungspolitik hat sich die 
Stadt als gestaltende Kraft weitgehend 
zurückgezogen und die Rolle einer Mo-
deratorin privatwirtschaftlicher Interessen 
eingenommen. Anstatt für eine behutsa-
me Stadterneuerung zu sorgen, wie sie 
in den 1980er Jahren erkämpft worden 
ist, dienen heutige Sanierungsgebiete vor-
wiegend der Förderung des Einzelhandels 
und zur Steigerung der Attraktivität des 
Wohnumfeldes, von der die Eigentümer 
und einkommensstarke Mieter profitieren. 
Einkommensarme genießen immer weni-
ger gesellschaftliche Solidarität in Form 
von wohlfahrtsstaatlichen Leistungen und 
Teilhaberechten. In anderen Bereichen ist 
der Staat dafür umso präsenter, vor allem 
bei der Überwachung und Kontrolle »ge-
fährlicher Orte«, der Aufrechterhaltung 
»öffentlicher Ordnung« und der Bekämp-
fung »rechtsfreier Räume«. Die Stadt po-
sitioniert und vermarktet sich als interna-
tionale Metropole und richtet ihre Politik 
danach aus, dass sie im Wettbewerb mit 
anderen Städten zum Beispiel um die An-
siedlung von Unternehmen aus der Medi-
en- und Kreativbranche oder um die globa-
len Tourismusströme bestehen kann. Stei-
gende Mieten und die Verdrängung armer 
Bevölkerungsgruppen besonders aus der 
Innenstadt sind kein Betriebsunfall, son-
dern unvermeidlicher Bestandteil dieser 
Art von Stadtentwicklungspolitik.

In Ihrem Buch sehen Sie die neolibe-
rale Stadt in der Krise. Was macht 
diese Krise aus?

In einigen Bereichen sehen wir eine Ab-
kehr vom neoliberalen Kurs, vereinzelt so-
gar eine Umkehr: Anteile an den Berliner 
Wasserbetrieben wurden zurückgekauft, 
ein Volksbegehren zur Kommunalisie-
rung der Energieversorgung ist nur knapp 
gescheitert – und hinterlässt doch Spuren 
in der aktuellen Politik. Es wird wieder 
über kommunale Wohnungsbauförde-
rung nachgedacht. Gentrifizierung (Ver-
drängung einkommensarmer Schichten 
durch »Aufwertung« von Wohngegenden, 
Anm. jW) oder die Folgen des wachsen-
den Tourismus für die lokale Bevölkerung 
sind vieldiskutierte politische Themen. 

Grund hierfür ist nicht nur die nachweis-
liche Ineffizienz privater Unternehmen in 
der kommunalen Daseinsvorsorge, son-
dern eine umfassendere Legitimations-
krise neoliberaler Politik, zu der auch 
die internationale Finanzkrise seit 2008 
beigetragen hat.

Welche Chancen und welche Risiken 
ergeben sich aktuell für stadtpoliti-
sche Bewegungen?

Schon seit den 1990er Jahren wird die 
beschriebene Stadtpolitik in Berlin immer 
wieder von Protestbewegungen begleitet. 
Die NOlympia-Kampagne hat sogar ver-
hindert, dass eine Olympiabewerbung die-
sen Kurs mit städtebaulichen Großprojek-
ten noch deutlich beschleunigt hätte. Doch 
erst ab Ende der 2000er Jahre, als steigen-
de Mieten und das zunehmende Gefühl, 
das Recht auf Stadt schrittweise an ande-
re Einkommens- und Konsumgruppen zu 
verlieren, auch jenseits linker Gruppen das 
Vertrauen in das neoliberale Wohlstands-
versprechen erschüttert hatten, bekamen 

Initiativen wie »Mediaspree versenken« 
oder das Mietenstopp-Bündnis größeren 
Zulauf. Diese Chance haben die städti-
schen Bewegungen genutzt und ihren An-
liegen öffentliches Gehör verschafft. Das 
Risiko, dass Bewegungsforderungen in 
Sonntagsreden vereinnahmt oder in zahn-
losen Beteiligungsmechanismen zerrieben 
werden, ist so gut wie allen Beteiligten be-
kannt. Nur: Eine Antwort haben die städ-
tischen Bewegungen noch nicht gefunden.

Ist die Verdrängung ärmerer Schich-
ten aus den Innenbezirken nicht 
schon zu weit fortgeschritten, um sie 
aufhalten oder gar rückgängig ma-
chen zu können? Ist der »Kampf um 
die Berliner Innenstadt« nicht schon 
verloren?

Gentrifizierung entwickelt sicherlich eine 
Eigendynamik, und natürlich wäre es vor-
teilhafter gewesen, vor fünf Jahren darauf 
zu reagieren, nicht erst jetzt oder noch 
später. Es ist aber immer wieder wichtig 
zu betonen, dass Gentrifizierung kein Na-
turphänomen ist, sondern eine politisch 
gewollte und auf vielfache Weise staatlich 
angestoßene und begünstigte Form der 
Stadtentwicklung – die jederzeit gestoppt 
und geändert werden kann. Noch gibt 
es günstige Bestandsmieten, noch leben 
Einkommensarme in der Innenstadt, noch 
verfügt die Stadt über Sozialwohnungen. 
Es wäre zynisch, das Handtuch zu werfen. 
Aufgehen würde dann die Strategie der 
städtischen Institutionen, ihre Verantwor-
tung auf ein vermeintlich anonymes ge-
sellschaftliches Phänomen zu übertragen.

Was trägt ein »linker Freiraum« zur 
Stadtpolitik bei?

Linke Freiräume sind ein Erbe früherer 
städtischer sozialer Bewegungen. Es ging 
dabei ja nicht allein um materielle Inter-
essen, die mit der späteren Legalisierung 
vieler in den 1980er und 1990er Jahren 
besetzter Häuser und Wagenplätze befrie-
digt wären. Auch der politische Ansatz, 
sich auf Grundlage subkultureller Zuge-
hörigkeiten und Identitätsentwürfe einen 
städtischen Raum anzueignen, um dort al-
ternative Gesellschaftsentwürfe zu erpro-
ben, geht auf die städtischen Bewegungen 
der 1970er und 1980er Jahre zurück. Heu-
tige städtische Bewegungen wären ohne 
linke Freiräume schwer vorstellbar. Sie 
stellen die Infrastruktur – Treffpunkte, 
Veranstaltungsorte, Materiallager, aber 
auch Organisationswissen und politische 
Netzwerke –, auf die auch die ungleich 
vielfältigeren städtischen Initiativen von 
heute zurückgreifen. Doch gegenüber 
einer neoliberalen Stadtpolitik, wie sie 
trotz ihrer Krise fortgeführt wird, sind 
linke Freiräume zahnlos. Ihre Räume fü-
gen sich genauso in die bunten, authen-
tisch-urbanen und deshalb so begehrten 
Stadtteile ein, wie ihre Identitätsentwürfe 
Teil eines Mainstreams der Subkulturen 
geworden sind. Umgekehrt sind linke Be-
wegungsaktivistinnen und -aktivisten dort 
weitgehend unter sich und erreichen ihre 
Nachbarschaft kaum. Wenn linke Bewe-
gungen die Krise der neoliberalen Stadt 
ausweiten und solidarische Alternativen 
der Stadtpolitik durchsetzen wollen, gilt 
es, aus den aktuellen Konflikten heraus 
neue Visionen des Städtischen und neue 
Organisationsformen zu entwickeln.
� Interview: Benedict Ugarte Chacón

»Kein Naturphänomen«
Die Verdrängung ärmerer Mieter aus der Innenstadt wird staatlich 
begünstigt. Soziale Bewegungen sollen deshalb nicht das Handtuch 
werfen. Ein Gespräch mit Armin Kuhn

Armin Kuhn ist promo-
vierter Politikwissen-
schaftler, Autor und in 
verschiedenen stadt
politischen Initiativen 
Berlins aktiv

n Armin Kuhn: Vom Häu-
serkampf zur neolibera-
len Stadt. Besetzungs-
bewegungen in Berlin 
und Barcelona. West-
fälisches Dampfboot, 
Münster 2014, 249 Sei-
ten, 24,90 Euro

Zwangsgeräumter Mie-
ter der Ypsilon Hausver-
waltung am 15. Juli 2013 
in Berlin-Spandau C
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HAMBURG

Spenden: Partei DIE LINKE, LV Hamburg, AG Cuba Sí, Stichwort „Vilda“  
IBAN: DE54 2005 0550 1213 1282 99  .  Hamburger Sparkasse   
Spendenbescheinigung auf Wunsch  .  www.cuba-si-hamburg.de

Proyecto Comunitario
 Conservación de Alimentos

         
Havanna – Kuba 

       José „Pepe“ Lama und 
       Vilda Figueroa in ihrem
       Büro. Trotz zahlreicher
       Würdigungen sind sie   
     bescheiden geblieben    und 
 arbeiten an neuen Aufgaben

Seit vor fast 20 Jahren unsere Solidari-
tätsarbeit mit Kuba anfing, unterstützen
wir das Projekt zur Konservierung von 
Lebensmitteln. Vilda und Pepe haben 
ein national und international vielfach 
ausgezeichnetes und anerkanntes
Lebenswerk aufgebaut. 
Mit der Verbreitung von in Kuba wenig 
bekannten Methoden der Lebensmittel-
haltbarmachung fing es an. Es folgte die
Propagierung gesunder Ernährung. Der-
zeit planen sie die kostenlose Weiterga-
be eines Kochbuches mit Rezepten der 
Yucca-Pflanze in Afrika. 
Diese Arbeit verdient unsere Unterstüt-
zung! Jeder Spender erhält kostenlos 
eine DVD „Der Geschmack der 
kubanischen Küche“ 
mit 144 Rezepten 
von Vilda und Pepe.
(Dafür Namen und 
Anschrift unter Ver-
wendungszweck auf 
dem Überweisungs-
träger angeben!)

ANZEIGEN
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Was verbindet Hausbesetze-
rinnen und Hausbesetzer 
mit dem Neoliberalismus, 
der den städtischen Raum 

wie fast alles als Ware betrachtet? Dieser 
auf den ersten Blick provokanten Frage 
geht der Politikwissenschaftler Armin 
Kuhn in seiner unlängst veröffentlichten 
Studie »Vom Häuserkampf zur neolibe-
ralen Stadt« nach. Auf den zweiten Blick 
erscheint die Frage durchaus angemessen, 
denn der Autor durchleuchtet mit größ-
ter Sorgfalt die »ungeklärten Verwandt-
schaftsverhältnisse« dieser Bewegung und 
der zeitweise tiefen Durchdringung der 
Gesellschaft mit neoliberalen Dogmen. 
Kuhn tut dies an den Beispielen der Be-
setzungsbewegungen in Berlin und Bar-
celona. Dabei zeichnet er nicht nur deren 
Geschichte seit den 1980er Jahren nach, 
sondern auch die Bedingungen, unter de-
nen diese Bewegungen jeweils wuchsen. 
In Westberlin war dies eine Politik der 
»Kahlschlagsanierung« und eines verfehl-
ten »Sozialen Wohnungsbaus«, die Miets-
häuser zu Spekulationsobjekten machte 
und die damals schon angespannte Lage 
auf dem Wohnungsmarkt weiter verschärf-
te. Die Berliner Politik antwortete auf 
die Besetzungsbewegung zum einen mit 
Repression, zum anderen aber auch mit 
der Einbindung durch Verhandlungen und 
Angebote an die Besetzer. Dies mündete 
schließlich in der »behutsamen Stadter-
neuerung«. Kuhn macht in seiner Schil-
derung deutlich, dass die stadtpolitischen 
Bewegungen in Berlin und Barcelona die 
neoliberale Stadtentwicklung maßgeb-
lich beeinflusst haben. Die Bewegungen 
machten durch ihre Aktionen zunächst 
auf Missstände der damals noch »fordi-
stischen« Stadtpolitik aufmerksam, die im 
Grundsatz an einer funktionalen Trennung 
von Wohnen und Arbeit ausgerichtet war. 
Besserverdienende zogen in großzügigere 
Wohnräume am Stadtrand, ärmere Schich-
ten konnten sich dies nicht leisten und 
blieben in den innerstädtischen Bereichen. 
Veränderungen in der Arbeitswelt erschüt-
terten diese Gewohnheit, die Bewegungen 
beschleunigten die Veränderung im öffent-
lichen Bewusstsein. Zugleich präsentierten 
sie konkrete Alternativen zu gängigen Le-
bens- und Wohnmodellen. Die Innenstadt-
bezirke wurden attraktiver.

So entstand eine gesellschaftliche 
Übergangssituation, in der, so Kuhn, 
»aufstrebende politische und technokra-
tische Eliten aus dem Fundus des neoli-
beralen Diskurses Krisenlösungen anbie-
ten« konnten. Die Stärke der Bewegungen 
bewirkte wiederum, dass die Eliten dabei 
auf deren Forderungen eingehen mussten. 
Für die Bewegungen hatte diese Einfluss-
nahme durch Einbindung weitreichende 
Folgen: Der Prozess wirkte »professio-
nalisierend, institutionalisierend, inte-

grierend und befriedend auf bestimmte 
Bewegungsteile, führte zu vielfachen 
Konflikten und Spaltungen innerhalb der 
städtischen Bewegungen und drängte ihre 
radikalen Teile ins politische Abseits«, 
so ein Fazit des Autors. In seiner Unter-
suchung orientiert sich Kuhn an Antonio 
Gramscis Begriff von der Hegemonie  – 
der Herrschaft, die nicht nur auf direktem 
Zwang basiert, sondern auch maßgeblich 
auf der Lufthoheit über das Denken, ver-
mittelt zum Beispiel durch Schulen, an-

dere Bildungseinrichtungen und Massen-
medien. Ein hegemoniales Projekt muss 
laut Kuhn für einen »Diskurs der ange-
messenen und richtigen Krisenlösungen« 
sorgen können, der sowohl die Interessen 
der hinter dem Projekt stehenden Kräfte 
als auch die Bedürfnisse und Forderun-
gen schlechtergestellter, »subalterner« 
Gruppen umfasst. Mit Blick auf Beset-
zungsbewegungen und Neoliberalismus 
stellt Kuhn klar, dass es falsch wäre, die 
Berührungspunkte »mit Gemeinsamkei-

ten gleichzusetzen«. Denn die »Kritik 
am Wohlfahrtsstaat, das Verständnis von 
Autonomie und Selbstbestimmung sowie 
die Organisations- und Lebensweise« der 
Hausbesetzer seien keinesfalls deckungs-
gleich mit dem neoliberaler Ideologie 
und Praxis gewesen. Erst durch die ent-
standene Wechselbeziehung, bei der die 
Forderungen der Bewegung zum Teil von 
den Herrschenden aufgenommen wurden, 
hätten sich die Berührungspunkte zu Ge-
meinsamkeiten entwickelt.

Benedict Ugarte Chacón 

ist Politikwissenschaft-
ler und freier Journalist, 
unter anderem schreibt 
er regelmäßig für das 
Berliner MieterEcho und 
die junge Welt.

Besetzt, geräumt und 
halb zerstört, dann 
aber doch als »soziales 
Zentrum« legalisiert: 
Aktivisten vor einem 
Gebäude in Barcelona 
bei Aufräumarbeiten im 
Juni 2014 

5

E
PA

/A
N

D
R

E
U

 D
A

LM
U

 

Überlegungen zur internationalen politischen Lage – 
und die Russische Föderation

Entstehung und Urheber der Konfl ikte in der Ukraine

NATO und EU: Östliche Partnerschaft oder Ostexpansion?

Die Lage nach den Krimereignissen: Untergang der monopolaren Welt?

Wird die NATO einen Krieg gegen Russland wagen?

Russlandfeldzug – imperialistische Kontinuitäten

Feindbild-Produktion: Russland und Putin in den westlichen Medien

Russland – „imperialistisches Land“ oder Widerpart des Imperialismus?

Anhang: Dokumente zum Thema, Putinreden

Georg Starikovich, 
Botschaftsrat der  Botschaft der Russischen Föderation in Deutschland

Wilfried Handwerk, Berlin/Kiew, Mitglied des DFV – LV Berlin

Prof. Dr. Anton Latzo, Potsdam, Historiker

Prof. Dr. Viktor Ivanovich Kamyschanov, Moskau, Präsident der Föderation 
für  Frieden und Verständigung der Russischen Föderation, 
Dozent der Akademie (RAHX und ÖV) beim Präsidenten der RF

Karl-Heinz Wendt, Berlin, Vorsitzender der Gesellschaft zum Schutz von 
Bürgerrecht und Menschenwürde

Dr. Hans-Günter Szalkiewicz, Berlin, Beiratsmitglied beim Vorstand des DFV

Dr. Sabine Schiffer, Berlin/Erlangen, 
Leiterin des Instituts für Medienverantwortung und Beiratsmitglied des DFV

Klaus Hartmann, Offenbach a. Main,
Bundesvorsitzender des DFV

www.freidenker.de · Deutscher Freidenker-Verband · Schillstraße 7, 63067 Offenbach
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über »Verwandtschaftsverhältnisse« und Vereinnahmung  
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Es sind die verhinderten 
Zwangsräumungen der ver-
gangenen Monate, die ein 
Schlaglicht auf ein Problem 

geworfen haben. Anfang Dezember hat 
die Erwerbsloseninitiative Basta in Ber-
lin-Wedding einer Betroffenen helfen 
können, den Rauswurf aus der Woh-
nung zu verhindern. Die Gruppe hatte 
die Frau in den Auseinandersetzungen 
mit dem Jobcenter unterstützt. Dieses 
hatte die Leistungen gekürzt, wodurch 
es zu einem Zahlungsverzug beim Ver-
mieter gekommen war. Unvergessen 
sind auch die zahlreichen Blockaden in 
den zurückliegenden Monaten in den 
verschiedenen Bezirken der Hauptstadt, 
wenn Gerichtsvollzieher sich angekün-
digt hatten. Diese Aktionen waren nicht 
immer erfolgreich, zumindest nicht in 
dem Sinne, dass Familien in der ange-
stammten Wohnung bleiben konnten. 
Aber sie haben dafür gesorgt, dass eine 
einschneidende Repressionsmaßnah-
me, die bisher in der Hauptstadt vor 
allem im Verborgenen durchgeführt 
wurde, von der Öffentlichkeit registriert 
wird. Im Zuge steigender Mieten im 
Innenstadtbereich hat sich auch gegen 
diese Art der Verdrängung Widerstand 
gebildet. Das Bündnis »Zwangsräu-

mung verhindern« wird mittlerweile als 
ernstzunehmender politischer Akteur 
wahrgenommen.

Dabei ist es schwierig zu sagen, wie 
viele Personen wirklich betroffen sind, 
denn es gibt keine offiziellen Statistiken. 
Man kann lediglich über Näherungswerte 
versuchen, das Ausmaß zu begreifen. Der 
Stadtsoziologe Andrej Holm erläuterte 

Mitte Dezember, dass die Berliner Ge-
richte zwischen 2007 und 2013 jährlich 
rund 9.000 Mitteilungen über Räumungs-
klagen an die Bezirksämter gesandt ha-
ben. Das machen sie in den Fällen, in 
denen die Kammern als Resultat des 
Verfahrens die Wohnungslosigkeit der 
bisherigen Mieter befürchten. Konkret 
bedeutet dies in Berlin, wenn die Klage 

aufgrund von Mietschulden verhandelt 
werden musste. Es gibt allerdings auch 
noch weitere Begründungen für Vermie-
ter, Räumungsklagen anzustrengen, und 
es ist unklar, wie vielen insgesamt statt-
gegeben wurde. Trotzdem geht er davon 
aus, dass etwa fünf Prozent der Umzüge 
innerhalb Berlins Folge einer Zwangs-
räumung oder deren Androhung sind. In-
sofern handelt es sich um eine relevante 
Größe in der Stadtentwicklung. Trotzdem 
ist die Datenlage dürftig. Bis heute gibt 
es keine wissenschaftliche Publikation, 
die sich damit auseinandersetzt. Das will 
der Soziologe an der Berliner Humboldt-
Universität ändern und arbeitet momen-
tan zusammen mit Laura Berner an einer 
entsprechenden Abhandlung. Voraus-
sichtlich im Frühjahr soll die Studie ver-
öffentlicht werden.

Die Forschungslücke überrascht, wenn 
man sich vor Augen führt, dass es beim 
Phänomen Zwangsräumungen nicht nur 
um persönliche Schicksale geht, sondern 
um viel Geld. Vermieter wollen unlieb-
same Mieter oftmals nicht nur aus der 
Wohnung schmeißen, weil unter Um-
ständen ein Zahlungsrückstand aufgelau-
fen ist. Die Kosten für Wohnraum sind 
in der Hauptstadt in den vergangenen 
Jahren stark angestiegen. Insofern lohnt 
sich eine Neuvermietung für Investoren 
selbst wenn sie hohe Kosten für eine 
Klage einkalkulieren müssen. Die Lu-
xusmodernisierung und möglichst teu-
re Neuvermietung darf in den meisten 
Fällen als Ziel der Zwangsmaßnahme 
angesehen werden.

So ist auch die Wohnung einer Fami-
lie aus Berlin-Kreuzberg, die im März 
geräumt wurde, mittlerweile ein loh-
nendes Objekt für den Vermieter, der 
nun den doppelten Preis verlangt. Die 
Zwangsmaßnahme konnte damals we-
gen einer Blockade von Nachbarn und 
Unterstützern nur mit einem starken 
Polizeiaufgebot durchgesetzt werden. 
Die Mieter haben sich außerdem juris-
tisch gegen die Kündigung und folgende 
Zwangsräumung zur Wehr gesetzt. Das 
Verfahren ging erst im Dezember zu 
Ende, als also schon Fakten geschaffen 
waren und die Familie mit zwei kleinen 
Kindern aus der angestammten Umge-
bung vertrieben war. Sie hat zwar Recht 
bekommen, doch das nützt ihr momen-
tan gar nichts. Wenn die Wohnung wie-
der vermietet ist, haben zu Unrecht ver-
triebene Mieter schlicht Pech gehabt. 
Der Vermieter weigert sich sogar, Scha-
denersatz zu zahlen, und so bleibt die 
Familie auf den Kosten, die ihr durch 
den erzwungenen Umzug entstanden 
sind, sitzen. Dies berichtete das Bündnis 
»Zwangsräumung verhindern«. Das ist 
ein Freifahrtschein für Eigentümer, aber 
geltendes Recht.

Lohnendes 
Geschäft
Für Eigentümer rechnen sich 
Zwangsräumungen trotz hoher Kosten. Wegen 
fehlender offizieller Statistiken lässt sich die 
Zahl der betroffenen Mieter nur auf Umwegen 
schätzen. Von Claudia Wrobel

Abriss von Hütten in der 
Cuvry-Brache in Berlin-
Kreuzberg im September 
2014. Aussteiger, Flücht-
linge und Roma-Familien 
mussten das Feld räu-
men

Claudia Wrobel ist Re-
dakteurin der jungen 
Welt. Im Ressort Inland 
schreibt sie regelmäßig 
über Gewerkschaftsthe-
men und soziale Bewe-
gungen
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Mit Künstlern, Studenten 
und ausgehfreudigem 
Jungvolk fängt es immer 
an: Die Bohéme entdeckt 

ein kostengünstiges, überwiegend von 
Migranten und Arbeitern bewohntes Vier-
tel, wertet es kulturell auf, hippe Clubs 
und schicke Cafés entstehen – die Gegend 
boomt. Dann ziehen die Wohlhabenden 
nach, und in Windeseile steigen die Mie-
ten, explodiert der Markt für Eigentums-
wohnungen und Luxussanierungen, bis 
der Bezirk in eine öde Latte-Macchia-
to-Wohlstandswüste verwandelt ist und 
hauptsächlich von Giovanni-di-Lorenzo- 
und Renate Künast-Klonen mitsamt ihres 
plärrenden Anhangs bewohnt wird. Dafür 
werden Normal- und Geringverdiener aus 
der Innenstadt gedrängt. Soziologen und 
Politikwissenschaftler haben diesen Pro-
zess »Gentrifizierung« genannt.

»Gentry« steht im Englischen für ein 
Milieu des gehobenen Bürgertums und 
des niederen Adels. Für die Verdrän-
gung durch die moderne Variante dieser 
Schicht scheint niemand verantwortlich 
zu sein, weil sich die Dynamik anhand 
von Angebot und Nachfrage vollzieht. 
Tatsächlich ist sie aber keineswegs spon-
tan und zufällig. Eine Reihe politischer 
Maßnahmen und Unterlassungen sind nö-
tig, damit der neoliberale Spaß überhaupt 
in Schwung kommt. Vor und mit der Libe-
ralisierung des Wohnungsmarkts spielen 
die wirtschaftliche Lage, Veränderungen 
auf dem Kredit- und Arbeitsmarkt, die 
lokale Wohnungssituation und die Stadt-
entwicklungspolitik eine Rolle.

In München hat die Gentrifizierung 
bereits in den 1970er und 80er Jahren in 
Schwabing, im Lehel  – trefflich darge-
stellt in der Helmut-Dietl-Serie »Münch-
ner G’schichten«  – und in Haidhausen 
begonnen. Sie setzte sich in den Nuller 
Jahren im Glockenbachviertel fort, wo 
seit dem Beginn der Schuldenkrise 2008 
der Preisanstieg bei Wohnungen absurde 
Dimensionen angenommen hat. Momen-
tan werden die früheren Arbeiterviertel 
Au, Untergiesing und Westend von der 
Bionade-Bourgeoisie besetzt und sozial 
wie kulturell glattgebügelt. Rar sind dort 
mittlerweile die »Boazn«, also kleinere, 
eher schlecht besuchte Gaststätten und 
Stehausschänke, wo der über vierzigjäh-
rige Münchner traditionell zu Wienern 
und Sauerkraut sein Bier trinkt. Ersetzt 
wurden sie durch Etablissements wie das 
»Charlie« in der Schyrenstraße, wo sich 
nun »Rau Muong Xao Tofu« für 13,50 
Euro speisen lässt. Architektur- und Gra-
fikdesignbüros sprießen dort, wo einst 
Schneidereien, Metzgerläden und Wett-
büros waren.

In München hat die Politik – auch wenn 
sie im Sozialwohnungsbau vergleichswei-
se viel tut – zu spät und lasch auf diese 
Entwicklung reagiert, weil sie trotz aller 
Beteuerungen gegenteilige Interessen hat. 

Nicht ganz ungrößenwahnsinnig will die 
Stadt mit Metropolen wie London und 
Paris mithalten und ein entsprechend in-
ternationales und reiches Milieu anzie-
hen. Der durch unterlassene Sanierungen 
verursachte Verfall öffentlicher Gebäu-
de, deren Grundstücke dann an private 
Investoren verhökert und eben nicht an 
Genossenschaften abgegeben werden, 
spricht hier eine deutliche Sprache. Das 
Kommunalreferat lässt Häuser, die sich in 
der Hand der Immobilienverwaltung der 
Stadt München befinden, vergammeln 
und verscherbelt sie dann, wie an der 
Müllerstraße geschehen, an Luxussanie-
rer. Hier ist auf dem ehemaligen Gelände 
der Stadtwerke das Luxus-Immobilien-
projekt »The Seven« entstanden, wobei 
es sich bei Preisen von 6.000 bis 20.000 
Euro pro Quadratmeter um die teuersten 
Eigentumswohnungen Münchens han-
delt.

Diese Entwicklung schlägt sich in der 
ganzen Stadt nieder: Seit 2004 sind die 

Preise für bestehende Eigentumswohnun-
gen um 94 Prozent, bei Neubau um 98 
Prozent und die Mieten insgesamt um 
27 Prozent gestiegen. Unter den größten 
vierzehn Städten Deutschlands ist Mün-
chen mit Abstand die teuerste. Obwohl 
die Berliner Mieten im selben Zeitraum 
mit 45 Prozent noch stärker zugenommen 
haben. Eine Ende des Booms ist nicht 
in Sicht. Die Nachfrage nach Wohnraum 
in München wird nach einer Studie des 
Instituts der Deutschen Wirtschaft in den 
nächsten Jahren um 13,5 Prozent wachsen. 
Auch der Bund will von diesem Immo-
bilien- und Mietpreiskuchen ein Stück 
abhaben: Ihm gehören Grundstücke in 
den Bezirken Freimann, Laim, Neuhau-
sen und Pasing, auf denen sich 20.000 
Genossenschaftswohnungen befinden. 
Der Bund will nun die Grundstücke, die 
den Genossenschaften im sogenann-
ten Erbbaurecht überlassen wurden, zu 
Höchstpreisen verkaufen. Mit privaten 
Investoren werden die Genossenschaften 

nur schwer mithalten können. Folglich 
müssen sie entweder aufgeben oder die 
Mieten drastisch erhöhen.

Bereits 2013 veräußerte die Baye-
rische Landesbank für 2,5 Milliarden 
Euro 32.000 Wohnungen ihres eigenen 
Immobilien-Unternehmens GWB an die 
Patricia AG. Es folgten Mieterhöhungen 
von bis zu 20 Prozent. Wer das nicht 
einsieht, darf seine Mietwohnung kaufen: 
Für 4.000 Euro pro Quadratmeter.

Gegen diese Entwicklung formieren 
sich in der Stadt immer wieder Ansätze 
von Widerstand, wie etwa die Satireplatt-
form »Goldgrund« oder die »Aktions-
gruppe Untergiesing«, die rund 50 Mit-
glieder zählt, von denen viele relativ neue 
Stadtviertelbewohner sind, die gemerkt 
haben, dass ihre Umgebung »kippt«. Sie 
versuchen, sich durch Pressearbeit und 
Flugblattaktionen Gehör zu verschaffen, 
gehen in Bezirksausschüsse, stellen An-
träge, sprechen Politiker direkt an und 
freuen sich über jedes neue Mitglied.

Reinhard Jellen studier-
te Philosophie, Neue 
deutsche Literatur und 
Soziologie in München, 
wo er heute als freier 
Journalist und Northern 
Soul-DJ tätig ist

Nicht untypisches 
Wohnungsgesuch 
in München (aufge
nommen bereits im  
Januar 2012)
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Bestellungen über JumpUp
Postfach 11 04 47, 28207 Bremen
E-Mail: info@jumpup.de
Tel. 0421– 498 8535
www.jump-up.de
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avantipopolo 2
Electronic music trifft
Hanns Eisler – neben
Eigenkompositionen gibt
es Klassiker wie La Lega,
Bella Ciao oder das Solidari-
tätslied von Brecht/Eisler.

Die, mit dem PREIS DER DEUTSCHEN SCHALL-
PLATTEN-KRITIK ausgezeichnete Produktion von
Bernd Köhler und dem kleinen elektronischen
weltorchester (ewo2) gibt es auf Schallplatte und
auf CD – legendär!

avantipopolo 2
CD mit Booklet, 12,50 Euro + Versand
LP, 11 Euro + Versand

Hauptstadt der 
Verdrängung
Reiches München, armes München: »Bionade-Bourgeoisie« dringt in 
jeden Winkel früherer Arbeiterviertel vor, Genossenschaftswohnungen 
sind in Gefahr. Von Reinhard Jellen

Siegfried Burmester schreibt seine Ge-
schichte der Menscheit gegen den herr-
schenden Zeitgeist. Er will die Erkenntnisse 
der marxistischen Geschichtsdeutung, die 
ihn selbst sehr bewegten, in die Zeit nach 
der Wende hinüber retten und der Genera-
tion seiner Enkellinnen anvertrauen. 

Das breit angelegte Panorama der Er-
eignisse vom Urknall bis heute lässt die 
Dynamik der natürlichen wie auch gesell-
schaftlichen Triebkräfte der Menschheits-
entwicklung deutlich hervortreten. 

Dem Autor geht es stets auch um eine 
Bewertung des Fortschritts: Dazu gehört 
der Zorn auf Unterdrücker und Nutznießer 
ebenso wie die konsequente Parteinahme 
für die werteschaffenden, allzu häufig aber 
unterdrückten und gedemütigten Klassen.

Vom Kommunismus zum 
Kommunismus. Eine andere 
Menschheitsgeschichte
244 Seiten, ISBN 978-3-7357-
9834-3, Books on Demand, 
Taschenbuch 19,90 €,  
Gewöhnlich versandfertig  
in zwei bis vier Wochen.

Kindle Edition 9,99 €
Jetzt als Download verfügbar.

Vom Kommunismus zum Kommunismus
Siegfried Burmester

ANZEIGEN
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stadtentwicklung er-
scheint als Spezial der 
Tageszeitung junge Welt 
im Verlag 8. Mai GmbH. 
Redaktion: Claudia 
Wangerin, Michael Merz 
(V. i. S. d. P.), Anzeigen: 
Silke Schubert, Gestal-
tung: Dirk Braunheim

Ein sechsspuriger Asphaltwurm 
schlängelt sich durch den We-
sten Berlins. Die Stadtautobahn 
A 100. Relikt einer Zeit, in der 

Individualverkehr im eigenen Fahrzeug 
noch als Fortschritt galt. Autofahrer, die 
heute am Dreieck Funkturm oder in Schö-
neberg im alltäglichen Stau stehen, blic-
ken mitleidig auf die Wohnhäuser neben 
der Leitplanke. Hier leben? Nein, danke. 
Die A 100  – Bausünde des vergangenen 
Jahrhunderts? Nein, seit Mitte der 90er 
Jahre frisst sich die Trasse immer weiter. 
Jetzt kommt sie im Ostteil der Stadt an.

Berliner CDU- wie SPD-Politiker und 
die mit ihnen verbandelten Baulöwen haben 
zwar schon genug überteuerte und sinnlose 
Projekte verzapft. Doch Kanzler-U-Bahn, 
Stadtschloss oder Hauptstadtflughafen sind 
nicht genug – es geht immer noch wahnwit-
ziger: Berlin, das kleine Los Angeles. Ein 
sechsspuriger Highway muss her, gefälligst 
in der gesamten Stadt. Koste es, was es 
wolle – den größten Brocken zahlt eh der 
Bund. Wohngebiete und Freiflächen liegen 
auf der Opferschale, der Verkehr kann jetzt 
nur noch dicker werden. Wer braucht ei-
gentlich die A 100? Die »Gewerbegebiete 
im Osten«, meint der ehemalige Stadtent-
wicklungssenator und neue Regierende 
Bürgermeister, Michael Müller. Da, wo 
die A 100 hinführen soll, gibt es allerdings 
keine. Und die Handvoll Einkaufszentren 

kommt auch ohne klar. Während also alle 
Welt über alternative Mobilität in Ballungs-
räumen nachdenkt und der Klimawandel 
die Menschheit bedroht, wird im Herzen 
Berlins eine neue Autobahn gebaut. Irgend-
wann sind die Großprojekte der Hauptstadt 
selbst für einen schlechten Witz zu absurd.

Benjamin S. ist nicht zum Lachen zu-
mute. Er schaut gedankenverloren aus sei-
nem Wohnzimmerfenster an diesem eiskal-
ten Dienstag Anfang Dezember. Ein paar 
Stockwerke tiefer brüsten sich Baumfäller 
mit ihren Muckis. Sie verarbeiten einen 
uralten Obstbaum nach dem anderen zu 
Kleinholz. Eine Gartenanlage wird hier in 
Berlin-Treptow gerade für die Autobahn 
plattgemacht. Noch am Tag zuvor hatten 
Anwohner, Pächter und Umweltschützer 
die Laubenkolonie besetzt. Am Abend 
räumte die Polizei, jetzt ist von der An-
lage schon fast nichts mehr übrig. Wenn 
Berlin Tatsachen schaffen will, geht das 
sehr schnell. »Heute ist mir richtig mulmig 
geworden«, gesteht Benjamin. »Bis gestern 
dachte ich, die bluffen, aber schon morgens 
um sieben wurden die Scheiben der Bunga-
lows eingeschlagen, es heulten die Motorsä-
gen.« Die Verantwortlichen säßen einfach 
hinter ihrem Schreibtisch und zündeten die 
nächste Stufe, so käme es ihm vor. »Diese 
SPD ist ein Alptraum.«

Bereits vor einem Jahr hat der Künstler 
und Musiker die Kündigung für seine Woh-

nung erhalten. Wie andere Mieter in seinem 
und dem Nachbarhaus wehrte er sich. Jetzt 
steht ein sogenanntes Besitzeinweisungs-
verfahren an, eine Art von »beschleunigter 
Enteignung«. Denn zwei große Mietshäu-
ser in der kleinen Beermannstraße sollen 
das Schicksal der Gartenanlage teilen und 
Platz für den Bau der Autobahnauffahrt 
machen. Etwa 150 Menschen waren von 
der Zwangsmaßnahme betroffen, noch sie-
ben Mietparteien, unter ihnen Familien mit 
Kindern, harren aus. Auch Benjamin will 
seine günstige Wohnung nicht aufgeben. 
»Ich brauche wenig Geld zum Leben, und 
in das Sanktionssystem Hartz IV will ich 
nicht rein rutschen«, sagt er. Bis jetzt hat 
er einen gültigen Vertrag für die Wohnung, 
zahlt regelmäßig Miete. Alle Ersatzwoh-
nungen, die Benjamin vom Senat bisher 
angeboten wurden, seien einfach zu teuer. 
Jetzt hat er keine Ahnung, wie es weiterge-
hen soll. »Letzten Endes bin ich auch nur 
so ein Baum, der im Weg steht«, sagt er und 
schaut weiter aus dem Fenster.

»Schäbig« findet es Harald Moritz, wie 
der Senat hier mit den Menschen umgeht. 
»Das ist nun mal die sozialdemokratische 
Mieterpolitik.« Moritz steht der A 100 
schon seit fast einem Vierteljahrhundert im 
Weg. Obwohl die Piste immer weiter aus-
gedehnt wird, wirkt der verkehrspolitische 
Sprecher der Grünen im Abgeordnetenhaus 
erstaunlich gut gelaunt an diesem depri-
mierenden Tag in der Beermannstraße. Er 
kennt die ganze Litanei aus Mauscheleien, 
Beschönigungen und Klüngeleien, denen 
sich die Berliner Regierungskonstellatio-
nen hingeben. Immer schafften es die A-
100-Befürworter, die Autobahn Abschnitt 
für Abschnitt voranzutreiben. Trotzdem 
will er weiter »politischen Druck aufbauen, 
um auf diese falsche Politik aufmerksam zu 
machen«.

2009 scheiterte eine Koalition der Grü-
nen mit der SPD vornehmlich an der A 100. 
Auch Sozialdemokraten hatten Vorbehalte, 
bis der damalige Regierende, Klaus Wo-
wereit, seinen Posten mit dem Weiterbau 
verknüpfte und die Zweifler einknickten. 
Mit breitem Grinsen rammte sein jetziger 
Nachfolger Michael Müller im Mai 2013 
dann einen Spaten in den Boden: Der Bau-
abschnitt 16, der nun in Treptow Mieter und 
Kleingärtner vertreibt, startete. Fast 500 
Millionen Euro Kosten sind für drei Kilo-
meter veranschlagt. 60.000 Autos sollen 
die Anschlußstelle jeden Tag passieren. 
Auf der schon jetzt staugeplagten Elsen-
straße zwischen Puschkinallee und Trepto-
wer Park rechnet Harald Moritz mit einer 
Verdopplung des Verkehrsaufkommens. Er 
habe vor einiger Zeit eine Computersimula-
tion gesehen, die der Senat in Auftrag gab. 
Darin bewegten sich die Autos mit »intel-
ligenter Ampelschaltung« problemlos fort. 
»Im Trickfilm lief alles wunderbar«, erzählt 
Moritz mit süffisantem Lächeln.

Der 16. Abschnitt der A 100 soll 2022 
eröffnet werden. Unzählige Baustellen wer-
den bis dahin für Staus sorgen, die ferti-
ge Autobahn wird die Blechlawine weiter 
verdichten. Der Verkehrsinfarkt in Treptow 
und Friedrichshain auf der anderen Spree-
seite ist programmiert. Mehr Straßen brin-
gen eben mehr Verkehr. Selbst der Senat 
kann das mittlerweile nicht mehr abstreiten. 
Der Nachfolger Müllers als Stadtentwick-
lungssenator, Andreas Geisel, erklärte im 
November der Berliner Morgenpost: »Am 
Ende des 16. Bauabschnitts, an der Elsen-
brücke, werden wir ein Verkehrsproblem 
bekommen«. Seine Lösung: Weiterbauen. 
Sein Traum: Die A 100 bis nach Pankow, 

weit in den Nordosten der Stadt. Schon ist 
der 17. Bauabschnitt in Planung. Am selben 
Tag, als die Gärten in der Beermannstraße 
dran glauben mussten, wurde er von SPD 
und CDU im Abgeordnetenhaus beantragt. 
Die Autobahn wollen die Koalitionäre dann 
bis zur Frankfurter Allee in Friedrichshain 
führen.

»Das wird nochmal ’ne Milliarde kos-
ten«, ist sich Harald Moritz sicher. Bis-
her ist von der Hälfte die Rede, allerdings 
stehen einige ingenieurtechnische Mei
sterleistungen an: Die Spree soll überquert 
werden, ein Tunnel unterm S-Bahn-Knoten 
Ostkreuz muss her, wo dieser endet, weiß 
keiner zu sagen.

Während die Müllers und Geisels dieser 
Stadt in Sonntagsreden über die Schaffung 
von bezahlbarem Wohnraum fabulieren, 
wird im Hinterzimmer über die Autobahn 
gebrütet. Im Wahlkampf um den Posten des 
Stadtoberhauptes sparte Müller das The-
ma A 100 gekonnt aus. Kaum kommt er 
ins Amt, wird die Drecksarbeit erledigt. 
Es dauerte wenige Stunden, da bejubelten 
schon die Unternehmerverbände Berlin-
Brandenburg den SPD/CDU-Antrag per 
Pressemitteilung, denn nur so komme »die 
volle Entlastungswirkung des im Bau be-
findlichen 16. Abschnitts zum Tragen«. Der 
Wahnsinn geht weiter, und sollte die A 100 
irgendwann einmal fertig sein, ist kein Mül-
ler und kein Geisel mehr im Amt.

Für den Autobahnexzess gibt es kein 
Stoppschild. Noch viele Wohnhäuser wer-
den abgerissen, Mieter vertrieben und Bäu-
me aus dem Weg geräumt. »Nun ist es 
soweit«, sagt eine in der Beermannstraße 
vorbeikommende Frau zu Harald Moritz 
und zeigt auf die Laster, welche gerade die 
Reste der Gartenanlage abtransportieren. 
Der Grüne lässt sich keine Resignation an-
merken. Er fühle sich manchmal wie der 
Rufer in der Wüste, aber »Widerstand gegen 
diese Autobahn muss einfach sein«.

Wahnsinn A 100
Kein schlechter Witz, nur ein Megaprojekt 
Berlins: Der Weiterbau der Stadtautobahn 
führt im dichtbesiedelten Zentrum zum 
Verkehrsinfarkt. Wohnhäuser, Bäume und 
Menschen müssen weichen. Von Michael Merz

Protest gegen den Aus-
bau der Berliner Stadt-
autobahn A 100: Am 8. 
Mai 2013 wurde mit dem 
ersten Spatenstich der 
Bau des 16. Abschnitts 
quer durch Neukölln und 
Treptow begonnen 

Michael Merz ist Redak-
teur der jungen Welt, 
fährt Motorrad – aber 
nicht auf der Autobahn. 
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Russenalarm in Kiew

Ukrainischer Präsident Poroschenko meldet »Invasion«. Moskau und 

Widerstandsbewegung im Donbass dementieren. Armee in Auflösung. Von Reinhard Lauterbach

D
ie ukrainische Regierung hat 

Rußland vorgeworfen, mit re-

gulären Truppen die Grenze 

überschritten zu haben. Präsident Petro 

Poroschenko veröffentlichte am Don-

nerstag auf seiner Webseite die Aussa-

ge, es habe »eine Verlegung russischer 

Truppen auf das Gebiet der Ukraine« 

gegeben. Sie hätten im Süden des Don-

bass die Belagerung ukrainischer Ein-

heiten bei Ilowajsk verstärkt. Bei einem 

dramatisch inszenierten Auftritt auf 

dem Kiewer Flughafen sagte er eine ge-

plante Reise in die Türkei ab und sprach 

von einer »Invasion«. Bereits am Mitt-

woch hatten Kommandeure ukraini-

scher Freiwilligenbataillone behauptet, 

der jüngste Vorstoß der Aufständischen 

zum Asowschen Meer sei das Werk 

russischer Truppen. Direkte Beweise 

in Form von Bildern der angeblichen 

russischen Truppen lieferte Kiew bis-

her nicht. Die in die grenznahe Kü-

stenstadt Nowoasowsk eingedrungenen 

Panzer trugen nach Aussagen von Au-

genzeugen Fahnen der »Volksrepublik 

Donezk«. Deren »Ministerpräsident« 

Olexander Sachar tschenko räumte ein, 

daß Russen auf seiten der Aufständi-

schen kämpfen. Es seien aber keine 

regulären Truppen, sondern Freiwillige 

und – sofern es Soldaten seien – sol-

che, die ihren Urlaub »statt am Strand 

an der  Seite ihrer russischen Brüder« 

verbrächten. 

Rußland hat auf allen Ebenen die 

Vorwürfe Poroschenkos über das an-

gebliche Eindringen seiner Truppen 

dementiert. Moskaus Botschafter bei 

der OSZE, Andrej Kelin, sprach von 

»mythischen Kolonnen«, die niemand 

gesehen habe, weil es sie nicht gebe. 

Das stets stramm antirussische Au-

ßenministerium Litauens verurteilte 

dagegen die »offenkundige Invasion« 

Rußlands und ging damit sogar noch 

über die Wortwahl Poroschenkos hin-

aus. Der ukrainische Botschafter bei 

der EU forderte diese auf, die Lage in 

der Ukraine zu einem der Themen ihres 

am Wochenende stattfindenden Gipfel-

treffens zu machen. Ministerpräsident 

Arseni Jazenjuk rief die »westlichen 

Partner« Kiews auf, jetzt noch entschie-

dener sämtliche Vermögensgegenstän-

de Rußlands zu blockieren. 

Die verbale Eskalation seitens des 

offiziellen Kiew kommt zu einem Zeit-

punkt, in dem neben der militärischen 

auch die innenpolitische Lage für die 

herrschenden Oligarchen schlecht ist. 

Mit dem inzwischen auch von Kiew 

eingeräumten Fall von Nowoasowsk 

kontrollieren die Aufständischen die 

gesamte Südgrenze des Donbass zu 

Rußland. Die Einkesselung starker 

ukrainischer Truppen vor Ilowajsk 

führt im übrigen zu politischen Turbu-

lenzen in Kiew. Dort demonstrierten 

am Donnerstag etwa 1 000 Nationa-

listen vor dem Generalstab. Sie for-

derten, die Eingeschlossenen unver-

züglich zu befreien. Ein Vertreter der 

Demonstranten erhielt auf die Frage, 

wann die Hilfe komme, vom General-

stab die Antwort, die dritte Mobilisie-

rungswelle sei im Gang. Die Antwort 

der Demonstranten war bitteres Ge-

lächter. 

Träfe die Aussage des Militärvertre-

ters zu, hätte die ukrainische Armee 

praktisch keine Reserven mehr. Das 

wäre angesichts der anhaltenden Auf-

lösungserscheinungen plausibel. Ein 

ganzes Bataillon der Territorialvertei-

digung ist kürzlich von der Front de-

sertiert und konnte erst mehrere hun-

dert Kilometer im Hinterland gestoppt 

werden. Nach Verhandlungen mit dem 

Kommandeur der Landstreitkräfte per-

sönlich gaben die Meuterer ihre schwe-

ren Waffen ab und wurden dafür nach 

Hause gelassen. Im Donbass traten wei-

tere 60 ukrainische Soldaten auf russi-

sches Gebiet über und baten um Asyl. 
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»IS« mit Raketen aus der BRD

In Syrien erobertes Kriegsgerät im Internet präsentiert. Al-Nusra-Front will von Terrorliste runter

D
ie Terrororganisation »Isla-

mischer Staat« (IS) hat in 

einem im Internet veröffent-

lichten Video nach eigenen Angaben 

in Syrien eroberte deutsche und rus-

sische Waffen präsentiert. In einem 

Video, aufgenommen auf dem von 

der Miliz eroberten Militärflughafen 

Al-Tabka zeigen IS-Kämpfer unter 

anderem alte russische Kampfjets, 

Artillerie und mehrere Raketen, von 

denen einige auf Deutsch mit »Lenk-

flugkörper DM 72–136 mm Panzer-

abwehr« beschriftet sind.  Nach ei-

nem  Bericht der Zeitung Die Welt 

vom Dienstag handelt es sich bei den 

deutschen Raketen um den Typ HOT. 

Diese seien 1981 an die Regierung 

Syriens geliefert worden, schrieb das 

Blatt.
Auf den Golanhöhen in Syrien ver-

langten islamistische Rebellen der 

Al-Nusra-Front von den Vereinten  

Nationen (UN), von der Terrorliste 

gestrichen zu werden. Diese und 

weitere Forderungen hätten die Is-

lamisten als Bedingung für die Frei-

lassung von 44 fidschianischen Blau-

helmsoldaten gestellt, sagte Armee-

sprecher Mosese Tikoitoga in der 

fidschianischen  Hauptstadt Suva.

Die 44 UN-Soldaten waren am 

vergangenen Donnerstag gemeinsam 

mit 72 philippinischen Blauhelm-

soldaten auf den Golanhöhen von 

den Islamisten eingekesselt worden. 

Während die philippinischen Blau-

helme am Samstag befreit werden 

konnten, gab die Al-Nusra-Front 

bekannt, die Soldaten aus Fidschi 

gefangen genommen zu haben. Sie 

war – wie auch der Islamische Staat – 

im Mai 2013 vom UN-Sicherheitsrat 

als »Terrororganisation« eingestuft 

worden.

Im Irak drangen Angehörige von 

Soldaten, die im Juni nahe Tikrit von 

der IS-Miliz getötet worden sein sol-

len, am Dienstag in das Parlament in 

Bagdad ein. Die Angehörigen for-

derten, Sicherheitskräfte zur Verant-

wortung zu ziehen, die das Massaker 

nicht verhindert hätten, sagte der Ab-

geordnete Abdel-Hussein Al-Musa-

wi der Nachrichtenseite Al-Sumaria 

News.  

(dpa/jW)

junge Welt wird herausgegeben von 

1 572 Genossinnen und Genossen (Stand 2.7.2014). 

Informationen: www.jungewelt.de/lpg

Südsudan: Abschuß von 

UN-Helikopter

JUBA. Ein im Südsudan abgestürzter 

Hubschrauber der Vereinten Natio-

nen ist nach Angaben der Organisati-

on abgeschossen worden. Es sei aber 

nicht klar, ob Rebellen oder Regie-

rungskräfte hinter der Tat steckten, 

teilte der Leiter der UN-Mission im 

Südsudan (UNMISS), Toby Lanzer, 

am Donnerstag mit. Bereits kurz 

nach dem Absturz am Dienstag hatte 

die russische Nachrichtenagentur In-

terfax von einem Abschuß berichtet. 

»Wir betrachten das als feindlichen 

Akt gegen die Vereinten Nationen«, 

sagte Lanzer in der Hauptstadt 

Juba. »Sowohl Regierungs- als 

auch Oppositionskräfte wurden in 

dem Gebiet gesehen«, sagte er. Der 

Transport hubschrauber war nahe der 

im Norden gelegenen Stadt Bentiu 

niedergegangen. Dabei kamen drei 

russische Besatzungsmitglieder ums 

Leben, ein viertes Mitglied überlebte 

verletzt. 

(dpa/jW) 

Bundestag: Votum nur 

pro forma

BERLIN. Über die von der Bundes-

regierung beschlossenen Waffen-

lieferungen an die Kurden im Nor-

dirak soll nun doch der Bundestag 

symbolisch abstimmen. Mit einem 

Entschließungsantrag, der nicht 

bindend ist, wollen die Koalitions-

fraktionen am Montag dem Ka-

binett den Rücken stärken. Zuvor 

soll am Sonntag die Entscheidung 

fallen, welche deutschen Waffen 

zum Einsatz gegen die Miliz »Isla-

mischer Staat« (IS) an die Kurden 

geliefert werden. Im Gespräch sind 

panzerbrechende Waffen. Kanzle-

rin Angela Merkel (CDU) will am 

Montag eine Regierungserklärung 

zu den Waffenlieferungen abgeben.

Kritik an dem Entschließungs-

antrag kam von der Linksfraktion. 

»Natürlich ist es Merkel und (SPD-

Chef Sigmar) Gabriel lieb, wenn 

die Koalitionsfraktionen mit ihrer 

Riesenmehrheit diese Hochrisi-

kowette – und nichts anderes sind 

die geplanten Lieferungen – abnik-

ken«, erklärte deren Abgeordneter 

Jan van Aken (Foto). (Reuters/jW)
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Synonyme für Penis

Entspannt euch, redet offen: Kristi­

na Petzold über die Teenie­

filmkomödie »Doktorspiele«

Seltsame Allianz

Israel läßt antisyrische Verbände gewäh­

ren: Nusra­Front nimmt Grenz­

übergang auf dem Golan ein

Strafe für Hilfe

Ein jW­Autor unterstützte eine 

 Flüchtlingsfamilie und gilt nun  

als mutmaßlicher Schleuser

Gunst der Stunde

Deutsche Waffen für Kurden: In der Lin­

ken versuchen einige, das Nein zu 

Rüstungsexporten aufzuweichen
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Russenalarm in Kiew

Ukrainischer Präsident Poroschenko meldet »Invasion«. Moskau und Widerstandsbewegung im 

Donbass dementieren. Armee in Auflösung. Von Reinhard Lauterbach

D
ie ukrainische Regierung hat 

Rußland vorgeworfen, mit re-

gulären Truppen die Grenze 

überschritten zu haben. Präsident Petro 

Poroschenko veröffentlichte am Don-

nerstag auf seiner Webseite die Aussa-

ge, es habe »eine Verlegung russischer 

Truppen auf das Gebiet der Ukraine« 

gegeben. Sie hätten im Süden des Don-

bass die Belagerung ukrainischer Ein-

heiten bei Ilowajsk verstärkt. Bei einem 

dramatisch inszenierten Auftritt auf 

dem Kiewer Flughafen sagte er eine ge-

plante Reise in die Türkei ab und sprach 

von einer »Invasion«. Bereits am Mitt-

woch hatten Kommandeure ukraini-

scher Freiwilligenbataillone behauptet, 

der jüngste Vorstoß der Aufständischen 

zum Asowschen Meer sei das Werk 

russischer Truppen. Direkte Beweise 

in Form von Bildern der angeblichen 

russischen Truppen lieferte Kiew bis-

her nicht. Die in die grenznahe Kü-

stenstadt Nowoasowsk eingedrungenen 

Panzer trugen nach Aussagen von Au-

genzeugen Fahnen der »Volksrepublik 

Donezk«. Deren »Ministerpräsident« 

Olexander Sachar tschenko räumte ein, 

daß Russen auf seiten der Aufständi-

schen kämpfen. Es seien aber keine 

regulären Truppen, sondern Freiwillige 

und – sofern es Soldaten seien – sol-

che, die ihren Urlaub »statt am Strand 

an der  Seite ihrer russischen Brüder« 

verbrächten. 

Rußland hat auf allen Ebenen die 

Vorwürfe Poroschenkos über das an-

gebliche Eindringen seiner Truppen 

dementiert. Moskaus Botschafter bei 

der OSZE, Andrej Kelin, sprach von 

»mythischen Kolonnen«, die niemand 

gesehen habe, weil es sie nicht gebe. 

Das stets stramm antirussische Au-

ßenministerium Litauens verurteilte 

dagegen die »offenkundige Invasion« 

Rußlands und ging damit sogar noch 

über die Wortwahl Poroschenkos hin-

aus. Der ukrainische Botschafter bei 

der EU forderte diese auf, die Lage in 

der Ukraine zu einem der Themen ihres 

am Wochenende stattfindenden Gipfel-

treffens zu machen. Ministerpräsident 

Arseni Jazenjuk rief die »westlichen 

Partner« Kiews auf, jetzt noch entschie-

dener sämtliche Vermögensgegenstän-

de Rußlands zu blockieren. 

Die verbale Eskalation seitens des 

offiziellen Kiew kommt zu einem Zeit-

punkt, in dem neben der militärischen 

auch die innenpolitische Lage für die 

herrschenden Oligarchen schlecht ist. 

Mit dem inzwischen auch von Kiew 

eingeräumten Fall von Nowoasowsk 

kontrollieren die Aufständischen die 

gesamte Südgrenze des Donbass zu 

Rußland. Die Einkesselung starker 

ukrainischer Truppen vor Ilowajsk 

führt im übrigen zu politischen Turbu-

lenzen in Kiew. Dort demonstrierten 

am Donnerstag etwa 1 000 Nationa-

listen vor dem Generalstab. Sie for-

derten, die Eingeschlossenen unver-

züglich zu befreien. Ein Vertreter der 

Demonstranten erhielt auf die Frage, 

wann die Hilfe komme, vom General-

stab die Antwort, die dritte Mobilisie-

rungswelle sei im Gang. Die Antwort 

der Demonstranten war bitteres Ge-

lächter. 

Träfe die Aussage des Militärvertre-

ters zu, hätte die ukrainische Armee 

praktisch keine Reserven mehr. Das 

wäre angesichts der anhaltenden Auflö-

sungserscheinungen plausibel. Ein gan-

zes Bataillon der Territorialverteidigung 

ist kürzlich von der Front desertiert und 

konnte erst mehrere hundert Kilometer 

im Hinterland gestoppt werden. Nach 

Verhandlungen mit dem Kommandeur 

der Landstreitkräfte persönlich gaben 

die Meuterer ihre schweren Waffen ab 

und wurden dafür nach Hause gelassen. 

Im Donbass traten weitere 60 ukrai-

nische Soldaten auf russisches Gebiet 

über und baten um Asyl. 
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Flugzeuge bleiben am Boden

Streik bei Lufthansa-Tochter Germanwings am heutigen Freitag. Lokführer noch nicht im Ausstand

D
ie Lufthansa-Tochter Ger-

manwings steht nach geschei-

terten Tarifverhandlungen 

mit den Piloten vor einem Streik. Die 

Piloten legen am Freitag von sechs bis 

zwölf Uhr ihre Arbeit nieder. Nach 

Angaben der Billigfluglinie werden 

in dieser Zeit 116 von 164 Flügen 

ausfallen, 15 000 Passagiere sind be-

troffen.

Die Langstreckenflüge und die Ver-

bindungen von den beiden Drehkreu-

zen Frankfurt am Main und München 

sind nicht betroffen. Germanwings 

fliegt täglich etwa 550mal in Deutsch-

land und Europa, die Basis ist am 

Flughafen Köln. Weitere Standorte 

sind Düsseldorf, Stuttgart, Hamburg 

und Berlin. 

Im April hatten die Piloten die Ar-

beit bereits für drei Tage niederge-

legt – insgesamt 425 000 Passagiere 

waren betroffen. Wegen des größten 

Streiks in ihrer Geschichte strich die 

Airline damals 3 800 Flüge. Die Ge-

winneinbußen für den Frankfurter 

Konzern beliefen sich auf 60 Millio-

nen Euro. Hintergrund des Konflikts 

ist der Streit um die Übergangsren-

te für die 5 400 Piloten bei Lufthan-

sa, Germanwings und Lufthansa Car-

go. Im Schnitt gehen Lufthansa-Ka-

pitäne derzeit mit knapp 59 Jahren in 

den vom Unternehmen bezahlten Vor-

ruhestand. Lufthansa will das durch-

schnittliche Eintrittsalter schrittweise 

auf 61 Jahre erhöhen. Die Vereinigung 

Cockpit hatte die Verhandlungen in 

der vergangenen Woche für geschei-

tert erklärt und Streiks angekündigt. 

Am Donnerstag kehrten die Kontra-

henten an den Verhandlungstisch zu-

rück. Eine Annäherung mißlang.

Bei der Bahn wird in dieser Wo-

che noch nicht gestreikt. »Wir werden 

diese Woche keine Arbeitskampfmaß-

nahmen mehr durchführen«, sagte der 

Bundesvorsitzende der Gewerkschaft 

Deutscher Lokomotivführer (GDL), 

Claus Weselsky. Sollte die Bahn kein 

richtiges Angebot vorlegen, würden 

die Gremien der GDL über Warn-

streiks und eine Urabstimmung bera-

ten. GDL und Cockpit wollen sich bei 

ihren Streikmaßnahmen abstimmen.

 

(Reuters/dpa/jW)
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Südsudan: Abschuß 

von UN-Helikopter

Juba. Ein im Südsudan abgestürzter 

Hubschrauber der Vereinten Natio-

nen ist nach Angaben der Organisati-

on abgeschossen worden. Es sei aber 

nicht klar, ob Rebellen oder Regie-

rungskräfte hinter der Tat steckten, 

teilte der Leiter der UN-Mission im 

Südsudan (UNMISS), Toby Lanzer, 

am Donnerstag mit. Bereits kurz 

nach dem Absturz am Dienstag hatte 

die russische Nachrichtenagentur In-

terfax von einem Abschuß berichtet. 

»Wir betrachten das als feindlichen 

Akt gegen die Vereinten Nationen«, 

sagte Lanzer in der Hauptstadt 

Juba. »Sowohl Regierungs- als 

auch Oppositionskräfte wurden in 

dem Gebiet gesehen«, sagte er. Der 

Transport hubschrauber war nahe der 

im Norden gelegenen Stadt Bentiu 

niedergegangen. Dabei kamen drei 

russische Besatzungsmitglieder ums 

Leben, ein viertes Mitglied überlebte 

verletzt. 

(dpa/jW) 

Pro-forma-Votum  

des Bundestages

berlin. Über die von der Bundesre-

gierung beschlossenen Waffenlie-

ferungen an die Kurden im Nord-

irak soll nun doch der Bundestag 

symbolisch abstimmen. Mit einem 

Entschließungsantrag, der nicht 

bindend ist, wollen die Koalitions-

fraktionen am Montag dem Ka-

binett den Rücken stärken. Zuvor 

soll am Sonntag die Entscheidung 

fallen, welche deutschen Waffen 

zum Einsatz gegen die Miliz »Isla-

mischer Staat« (IS) an die Kurden 

geliefert werden. Im Gespräch sind 

panzerbrechende Waffen. Kanzle-

rin Angela Merkel (CDU) will am 

Montag eine Regierungserklärung 

zu den Waffenlieferungen abgeben.

Kritik an dem Entschließungs-

antrag kam von der Linksfraktion. 

»Natürlich ist es Merkel und (SPD-

Chef Sigmar) Gabriel lieb, wenn 

die Koalitionsfraktionen mit ihrer 

Riesenmehrheit diese Hochrisi-

kowette – und nichts anderes sind 

die geplanten Lieferungen – abnik-

ken«, erklärte deren Abgeordneter 

Jan van Aken (Foto). (Reuters/jW)
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Mit solchen unscharfen, eine Woche alten Satellitenaufnahmen versuchte die NATO am Donnerstag, Rußland eine 

» beachtliche Eskalation« in der Ukraine vorzuwerfen

Die Jasager

Im Streit um den Dawes-Plan zerlegt 

sich die konservative Deutschnatio-

nale Volkspartei im Spätsommer 1924 

beinahe selbst. Letztlich verschiebt 

sie die politischen Kräfteverhältnisse 

nach rechts  
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Berliner Thinktank

Google finanziert Forschung 

in Deutschland, um auf die 

Politik Einfluß zu nehmen. So 

gründete das Unternehmen 

das Humboldt-Institut für In-

ternet und Gesellschaft. Von 

Thomas Wagner  Seiten 10/11

Märkte erschließen

Afrikas Filetstücke: Großprojekte von 

Industriestaaten zur Agrarförde-

rung nützen vor allem Konzernen

Abzug anordnen

Kiew rückt ab: Ukrainische Truppen räu-

men Stellungen bei Lugansk. Volks-

republiken fordern Autonomie

Linke schulen

Das Bedürfnis nach marxistischer 

 Bildung ist vorhanden. Eine Bilanz 

nach einem Jahr MEZ in Berlin

Hilfe anbieten

Flüchtlinge aus Irak und Syrien müssen 

Möglichkeit bekommen, legal in die 

BRD einzureisen. Interview

2
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 Deutsche Waffen für Öl

Bundesregierung rüstet kurdische Peschmerga für Kampf gegen »Islamischen Staat« auf und 

entsorgt ihre Altbestände. Gefahr des Einsatzes von Pistolen gegen Oppositionelle. Von Nick Brauns

D
ie Bundesregierung will mit 

Waffen- und Ausrüstungshilfe 

einen Großverband von 4 000 

kurdischen Peschmerga-Soldaten im 

Nordirak ausstatten. Strategisches Ziel 

sei es, daß die Streitkräfte der Auto-

nomieregion deren Territorium gegen 

die Angriffe des »Islamischen Staates« 

(IS) halten und begrenzt auch verlore-

nes Gebiet zurückerobern können, er-

klärte Verteidigungsministerin Ursula 

von der Leyen. Sieht man sich die Zu-

sammensetzung der Waffenlieferungen 

an, entsteht allerdings der Eindruck, 

die Bundesregierung wolle sich vor al-

lem die Gunst des über riesige Öl- und 

Gasreserven gebietenden kurdischen 

Präsidenten Masud Barsani erhalten, 

ohne andererseits dessen Bestrebun-

gen zur Ausrufung eines unabhängigen 

Kurdenstaates durch die Lieferung von 

schweren Waffen zu befördern.

Geliefert werden vor allem Hand-

feuerwaffen, darunter je 8 000 G3- 

und G36-Sturmgewehre mit sechs 

Millionen Schuß Munition. Sturmge-

wehre in den Nordirak zu schicken, 

ist allerdings wie Eulen nach Athen 

zu tragen. Denn wer einmal in der 

Re gion war, weiß, daß an solchen Waf-

fen kein Mangel besteht und selbst 

viele Privathaushalte darüber verfü-

gen. 8 000 P1-Pistolen machen in der 

offenen Feldschlacht gegen den IS 

zudem wenig Sinn. Dagegen besteht 

die Gefahr, daß solche Waffen zur Nie-

derschlagung sozialer Proteste zum 

Einsatz kommen. Die Peschmerga, bei 

denen es sich um Parteitruppen der 

großen Regierungsparteien KDP und 

PUK handelt, eröffneten in den letzten 

Jahren mehrfach das Feuer auf Op-

positionskundgebungen und töteten 

dabei Demonstranten.

Von Relevanz im Kampf gegen den 

über eine Reihe von Beutepanzern 

verfügenden IS sind allein die 30 Ab-

schußsysteme mit 500 Milan-Panzer-

abwehrraketen, die die deutsche Re-

gierung schicken will. Bei einem nicht 

unerheblichen Teil dieser ab den 70er 

Jahren von der Bundeswehr beschaff-

ten Raketen droht nach Informationen 

der »Tagesschau« jedoch in absehba-

rer Zeit die Haltbarkeit auszulaufen. 

So löst die Bundeswehr ein kostspie-

liges Entsorgungsproblem und schafft 

Platz für moderne Systeme. »Wir ge-

hen davon aus, daß der Bundeswehr 

alles mittelfristig ersetzt wird«, sagte 

ein Sprecher des Verteidigungsmini-

steriums über die 70 Millionen Euro 

teure Rüstungshilfe an Erbil.

Durch eine über die irakische Zen-

tralregierung in Bagdad an Erbil er-

folgende Lieferung in drei Etappen 

soll sichergestellt werden, daß keine 

Waffenlager angelegt werden. Dabei 

herrscht weniger die Befürchtung, daß 

solches Gerät – wie beim kampflosen 

Rückzug der irakischen Armee aus 

Mossul oder der Peschmerga aus der 

Grenzstadt Rabia – in die Hände des 

IS geraten könnte. »Hinter der Auftei-

lung auf mehrere Tranchen steht die 

Sorge, die Waffen könnten andernfalls 

an Kämpfer der Arbeiterpartei Kurdi-

stans (PKK) weitergegeben werden«, 

erfuhr die Frankfurter Allgemeine 

Zeitung aus Regierungskreisen.

Die in der EU-»Terrorliste« aufge-

führte PKK und die mit ihr verbündeten 

Volksverteidigungseinheiten YPG aus 

dem kurdischen Selbstverwaltungs-

gebiet in Syrien, die dort bereits seit 

über zwei Jahren erfolgreich gegen die 

Dschihadisten kämpfen und im Irak 

Zehntausende Jesiden vor dem IS ret-

teten, sollen nach dem Willen der Bun-

desregierung leer ausgehen. PKK-Chef 

Cemil Bayik kritisierte diese Entschei-

dung gegenüber der FAZ: Berlin müsse 

sich bei den Lieferungen davon leiten 

lassen, welche Organisation »am erbit-

tertsten und erfolgreichsten kämpft«, 

forderte er. 

»Islamischer Staat« mit Raketen aus BRD

In Syrien erobertes Kriegsgerät im Internet präsentiert. Al-Nusra-Front will von Terrorliste gestrichen werden

D
ie Terrororganisation »Isla-

mischer Staat« (IS) hat in 

einem im Internet veröffent-

lichten Video nach eigenen Angaben 

in Syrien eroberte deutsche und rus-

sische Waffen präsentiert. In einem 

Video, aufgenommen auf dem von 

der Miliz eroberten Militärflughafen 

Al-Tabka zeigen IS-Kämpfer unter 

anderem alte russische Kampfjets, 

Artillerie und mehrere Raketen, von 

denen einige auf Deutsch mit »Lenk-

flugkörper DM 72–136 mm Panzer-

abwehr« beschriftet sind.  Nach ei-

nem  Bericht der Zeitung Die Welt 

vom Dienstag handelt es sich bei den 

deutschen Raketen um den Typ HOT. 

Diese seien 1981 an die Regierung 

Syriens geliefert worden, schrieb das 

Blatt.
Auf den Golanhöhen in Syrien 

verlangten islamistische Rebellen 

der Al-Nusra-Front von den Verein-

ten  Nationen (UN), von der Ter-

rorliste gestrichen zu werden. Die-

se und weitere Forderungen hätten 

die Islamisten als Bedingung für die 

Freilassung von 44 fidschianischen 

Blauhelmsoldaten gestellt, sagte Ar-

meesprecher Mosese Tikoitoga in der 

fidschianischen  Hauptstadt Suva.

Die 44 UN-Soldaten waren am 

vergangenen Donnerstag gemeinsam 

mit 72 philippinischen Blauhelm-

soldaten auf den Golanhöhen von 

den Islamisten eingekesselt worden. 

Während die philippinischen Blau-

helme am Samstag befreit werden 

konnten, gab die Al-Nusra-Front 

bekannt, die Soldaten aus Fidschi 

gefangen genommen zu haben. Sie 

war – wie auch der Islamische Staat – 

im Mai 2013 vom UN-Sicherheitsrat 

als »Terrororganisation« eingestuft 

worden.

Im Irak drangen Angehörige von 

Soldaten, die im Juni nahe Tikrit von 

der IS-Miliz getötet worden sein sol-

len, am Dienstag in das Parlament in 

Bagdad ein. Die Angehörigen for-

derten, Sicherheitskräfte zur Verant-

wortung zu ziehen, die das Massaker 

nicht verhindert hätten, sagte der Ab-

geordnete Abdel-Hussein Al-Musa-

wi der Nachrichtenseite Al-Sumaria 

News.  

(dpa/jW)
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Moskau reagiert auf 

NATO-Bedrohung

Moskau. Als Reaktion auf eine 

angekündigte stärkere Präsenz 

von NATO-Truppen in Osteuropa 

erwägt Rußland eine Einstufung 

des Paktes als Gefährdung seiner 

Sicherheit. Eine Ausweitung der 

NATO-Aktivitäten werde »ihren 

Platz unter den äußeren militä-

rischen Bedrohungen« finden, 

sagte der Vizechef des russischen 

Sicherheitsrats, Michail Popow, 

am Dienstag. »Alle Fakten« wie-

sen darauf hin, daß die USA und 

die NATO »ihre Politik der Ver-

schlechterung der Beziehungen zu 

Rußland fortsetzen« wollten, sagte 

Popow der Nachrichtenagentur 

RIA Nowosti. Nach seinen Anga-

ben soll die russische Militärdok-

trin bis zum Jahresende aktualisiert 

werden. Er habe »keine Zweifel« 

daran, daß ein verstärktes NATO-

Engagement in Osteuropa dann als 

Bedrohung kategorisiert werde. 

 

(AFP/jW)
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Kranke wegen Cannabis 

im Hungerstreik

köln/Rüthen. Die Auseinanderset-

zung um den privaten Anbau von 

Cannabis zu Therapiezwecken 

spitzt sich zu: Das Bundesinstitut 

für Arzneimittel und Medizin-

produkte (BfArM) will das Urteil 

des Kölner Verwaltungsgerichts 

überprüfen lassen, das drei chro-

nisch kranken Patienten im Juli 

den Anbau von Hanfpflanzen zu 

Hause erlaubt hatte. Man habe in 

der vergangenen Woche Berufung 

beim Oberverwaltungsgericht 

Münster eingelegt, sagte ein Spre-

cher des BfArM am Dienstag. Die 

Arbeitsgemeinschaft Cannabis als 

Medizin (ACM) teilte mit, sechs 

chronisch Kranke seien aus Protest 

gegen die Berufung in den Hunger-

streik getreten. Das Kölner Urteil 

sei ein enorm wichtiger Schritt für 

die betroffenen Patienten gewesen, 

betonte der ACM-Vorsitzende 

Franjo Grotenhermen: »Durch die 

Berufung wird eine Behandlung 

weiterhin unnötig hinausgezö-

gert«.  

(dpa/jW)
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Können sich über aufgestockte Arsenale freuen: Kurdische Peschmerga-Kämpfer westlich von Mossul

Berliner Thinktank

Google finanziert Forschung in 

Deutschland, um auf die Politik Ein-

fluß zu nehmen. So gründete das Un-

ternehmen das Humboldt-Institut 

für Internet und Gesellschaft. 
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Synonyme für Penis

Entspannt euch, redet offen: Kristi­

na  Petzold über die Teenie­

filmkomödie »Doktorspiele«

Seltsame Allianz

Israel läßt antisyrische Verbände gewäh­

ren: Nusra­Front nimmt Grenz­

übergang auf dem Golan ein

Strafe für Hilfe

Ein jW­Autor unterstützte eine 

 Flüchtlingsfamilie und gilt nun  

als mutmaßlicher Schleuser

Gunst der Stunde

Deutsche Waffen für Kurden: In der Lin­

ken versuchen einige, das Nein zu 

Rüstungsexporten aufzuweichen
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Programm und Kartenbestellung unter 
www.rosa-luxemburg-konferenz.de  

www.jungewelt.de

10. Januar 2015 | URANIA-HAUS, Berlin
Einlaß: 10 Uhr, Beginn: 11 Uhr

XX
Internationale

Konferenz
Rosa Luxemburg
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